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0 Vorbemerkung 

Auf rechtlicher Grundlage von § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbar-

machung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung 

im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden.  

Bei dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90 handelt es sich um einen Bebauungsplan 

der Innenentwicklung. Das Plangebiet liegt innerhalb des Siedlungszusammenhangs der Stadt 

Brake (Unterweser). Das Plangebiet ist bereits vollständig baulich genutzt.  

Die Größe des gesamten Geltungsbereiches beträgt ca.1.800 m² und weist damit deutlich we-

niger Grundfläche als 20.000 qm auf. 

Die Planung bereitet oder begründet nicht die Zulässigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben und 

zeigt keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genann-

ten Schutzgüter.  

Es sind keine weiteren kumulativen Effekte zu berücksichtigen, weil keine weiteren Änderun-

gen oder Neuaufstellungen im räumlichen Zusammenhang mit dem Plangebiet derzeit durch-

geführt werden oder beabsichtigt sind. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13a BauGB sind damit gegeben. Es muss kein 

Umweltbericht angefertigt werden, zudem ist das Erfordernis zum Ausgleich des Eingriffs in 

Natur und Landschaft nicht erforderlich. 

Aufgrund der planerischen Gepflogenheiten in der Stadt Brake und den erhöhten Abstim-

mungsbedarfen dieses Bebauungsplanverfahrens (Denkmalschutz, Beteiligung Hafenwirt-

schaft) wurde das Verfahren trotzdem mit einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und 

der Träger öffentlicher Belange durchgeführt.  

1 Einleitung 

1.1 Planungsanlass 

Es liegt eine Vorhabenplanung für die Gebäude Hafenstraße Nr. 3 bis 6 vor. Ein privater Inves-

tor beabsichtigt, das Gebäudeensemble an der Hafenstraße Nr. 3 bis 6 nach historischem Vor-

bild wieder herzustellen und zu ergänzen. Der für das Plangebiet vorliegende Bebauungsplan  

Nr. V ist für eine städtebauliche Neubeordnung mit diesen Zielsetzungen nicht geeignet. Zur 

planungsrechtlichen Absicherung der geplanten städtebaulichen Aufwertung des Gebäudeen-

sembles stellt die Stadt Brake (Unterweser) daher diesen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Nr. 90 auf.  

1.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 sind das Baugesetz-

buch (BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), die 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (Planzei-

chenverordnung 1990 - PlanzV), und das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz, je-

weils in der zur Zeit geltenden Fassung. 

1.3 Abgrenzung des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet liegt am östlichen Rand des Siedlungszusammenhanges der Stadt Brake (Un-

terweser), westlich der Weser, südlich des Binnenhafens, direkt südlich der Hafenstraße und 
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direkt westlich der Lindenstraße. Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Nr. 25, 28/1, 

20/1 und 31/1. Im Norden die Grenze des Geltungsbereiches durch die Hafenstraße, im Osten 

durch die Lindenstraße gebildet. Im Osten wird das Plangebiet durch das Flurstück 33/7 be-

grenzt. In südlicher Richtung grenzen die Flurstücke Nr. 31/4, 29/9, 29/10, 28/4, 27 und 26 an 

den Geltungsbereich an.  

1.4 Beschreibung des Geltungsbereiches und seiner Umgebung 

Das Plangebiet umfasst die bebauten Grundstücke Hafenstraße Nr. 3 bis 6. Im zweigeschossi-

gen Gebäude Hafenstraße Nr. 3 befindet sich derzeit die Betreuungsgemeinschaft Weser-

marsch e.V., ein anerkannter Betreuungsverein für den Landkreis Wesermarsch. Auf dem 

Grundstück Hafenstraße Nr. 4 ist derzeit ein Garagengebäude vorhanden, das sichtbare bau-

liche Mängel aufweist. Die Gebäude Hafenstraße Nr. 5 und 6 sind denkmalgeschützt und ste-

hen derzeit leer. Bei dem Gebäude Hafenstraße Nr. 5 handelt es sich um einen giebelständigen 

zweigeschossigen Backsteinbau mit Satteldach. Das Gebäude wurde im Jahr 1897 erbaut und 

hat einen verzierten Giebel. Daran schließt ein zweigeschossiger verputzter Ladenanbau an. 

Das Gebäude Hafenstraße Nr. 6 ist ein zweigeschossiger Backsteinbau mit Satteldach. Es han-

delt sich um ein ehemaliges Speichergebäude. Mittig sind drei große Ladeluken mit darüber 

befindlichem Lastenaufzugbaum vorhanden. Im Erdgeschoss befindet sich auf ganzer Breite 

ein Garageneinbau. Das Gebäude wurde ca. im Jahr 1880 erbaut und hat ebenfalls sichtbare 

bauliche Mängel.  

Westlich an das Gebäude Hafenstraße Nr. 6 schließen weitere denkmalgeschützte Gebäude 

an. Nördlich des Plangebietes - direkt am Binnenhafen gelegen - befinden sich ein befestigter 

Reisemobilstellplatz und ein Tankautomat. In der weiteren östlichen Umgebung des Plange-

bietes liegen Wohnnutzungen und das Zentraltheater, eine Brasserie und ein Malerbetrieb. In 

der weiteren südlichen Umgebung sind Wohnnutzungen, Ferienwohnungen, eine Wäscherei, 

ein Barbiershop und Museen vorhanden. Weiter westlich des Plangebietes verläuft die Bahn-

strecke Hude – Nordenham, weiter östlich befinden sich die Weser und Hafengebiete. 

  

Abbildung 1: Luftbild des LGLN mit Markierung des Geltungsbereiches 
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Abbildung 2: Bestandsgebäude Hafenstraße Nr. 3 Abbildung 3: Bestandsgebäude Hafenstraße Nr. 4 

 

  

Abbildung 4: Bestandsgebäude Hafenstraße Nr. 5 Abbildung 5: Bestandsgebäude Hafenstraße Nr. 6 

  

Abbildung 6: Fotos Bestandsgebäude Hafenstraße Nr. 4 bis 6 

2 Kommunale Planungsgrundlagen 

2.1 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brake (Unterweser) ist das Plangebiet als ge-

mischte Baufläche mit einer Geschossflächenzahl von 1,6 dargestellt. Der Bebauungsplan wird 

gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Nördlich des Plangebietes 

ist ein Sondergebiet „Binnenhafen II“ dargestellt. Zu allen anderen Richtungen grenzt die Dar-

stellung von gemischten Bauflächen an. Die Darstellungen in der weiteren Umgebung des 

Plangebietes können dem nachstehenden Ausschnitt entnommen werden:  
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Abbildung 7: Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brake 

2.2 Bebauungspläne 

Für das Plangebiet liegt der Bebauungsplan Nr. V vor. Der Bebauungsplan Nr. V bezieht sich 

auf den Bereich nördlich der Breiten Straße und grenzt im Norden an den Binnenhafen und im 

Osten an die Weser an.  

Für den westlichen, zentralen und nordöstlichen Geltungsbereich dieses Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes Nr. 90 setzt der Bebauungsplan Nr. V ein Sondergebiet „Kernstadtrand/ Ha-

fenrandzone“ fest (s. nachstehende Abbildung). Zulässig sind hier zwei Vollgeschosse, eine 

Grundflächenzahl von 0,7 und eine Geschossflächenzahl von 1,7. Außerdem ist hier eine ge-

schlossene Bauweise festgesetzt. Wohnen ist hier nicht zulässig (s. nachstehende Aufzählung). 

Für den südöstlichen Geltungsbereich setzt der Bebauungsplan Nr. V ein Mischgebiet mit einer 

Grundflächenzahl von 0,9 und einer Geschossflächenzahl von 1,8 fest. 

Nördlich der Hafenstraße grenzen Sondergebiete für hafenaffine Nutzungen an. Hier sind Ge-

werbebetriebe und Lagerhäuser zulässig, die das angrenzende Wohngebiet nicht wesentlich 

stören. Auch sind Geschäfts- und Bürogebäude sowie Einzelhandelsnutzungen zulässig. Der 

Schallleistungspegel der hier ansässigen Betriebe darf maximal 65/55 dB(A) betragen. Südlich 

grenzen Mischgebiete an. 

Plangebiet 
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Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Bebauungsplanes Nr. V mit Markierung des Geltungsbereiches in blau 

 

Für den Bebauungsplan Nr. V wurde eine erste Änderung durchgeführt. Mit der 1. Änderung 

wurden weitere Flächen für den ruhenden Verkehr geschaffen, um das vorhandene Angebot 

an öffentlichen Parkplätzen im östlichen Teil der Kernstadt zu verbessern. Die 1. Änderung ist 

für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90 nicht relevant. 

2.3 Weitere kommunale Konzepte 

Für die Innenstadt von Brake (Unterweser) liegt der Masterplan Innenstadt und die städtebau-

liche Untersuchung „Urbanes Gebiet Brake, Innenstadt & Neuordnung Hafenstraße“ vor.  

Der Masterplan Innenstadt empfiehlt u.a. die Umgestaltung der Hafenstraße samt angrenzen-

der Parkplätze zu einer „maritimen Meile“, eine Nachnutzung der Packhäuser zu Wohnbau-

zwecken an der Hafenstraße Nr. 3-6 sowie eine Anpassung bauleitplanerischer Festsetzungen 

an den anstehenden Transformationsprozess in der Innenstadt.  

Die städtebauliche Untersuchung geht deutlich über den Geltungsbereich dieses Vorhaben-

bezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 hinaus und umfasst den gesamten Bereich zwischen dem 

Binnenhafen im Norden, der Mitteldeichstraße im Süden sowie der Straße Schleusendeich im 

Osten. In der städtebaulichen Untersuchung wurde u.a. vorgeschlagen, die Umgestaltung des 

öffentlichen Raumes vorantreiben, den Bereich zu attraktiveren, die Hafenstraße zu beleben 

und eine Verbindung von Stadtkern und Hafen herzustellen. Im Ergebnis wurde in der städte-

baulichen Untersuchung festgehalten, dass eine Lösung der Lärmproblematik für den Gesamt-

bereich über einen Angebotsbebauungsplan nicht möglich ist und stattdessen eine Umsetzung 
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von Bauvorhaben über Vorhabenbezogene Bebauungspläne mit passiven Schallschutzmaß-

nahmen am konkreten Bauvorhaben erfolgen sollte. Favorisiert wird in der städtebaulichen 

Untersuchung die Festsetzung eines Urbanen Gebietes zur planungsrechtlichen Absicherung 

einer Nutzungsmischung aus Wohnen, Gewerbe, Gastronomie und Kultur.  

3 Ziele, Zwecke und Erfordernis der Planung 

Es liegt eine Vorhabenplanung/ Vorhaben- und Erschließungsplan für die Gebäude Hafen-

straße Nr. 3 bis 6 vor. Ein privater Investor beabsichtigt, das Gebäudeensemble an der Hafen-

straße nach historischem Vorbild wieder herzustellen und zu ergänzen (s. nachstehende An-

sicht). Das sogenannte "Packhaus" (Hafenstraße Nr. 6) ist denkmalgeschützt. Für das Gebäude 

Hafenstraße Nr. 6 liegt eine Einschätzung eines Sachverständigen Tragwerkplaners, wonach 

eine Sanierung des Gebäudes aus wirtschaftlichen Gründen für nicht vertretbar gehalten wird. 

Es ist ein kompletter Ersatzbau erforderlich, um die statische und bauphysikalische Sicherheit 

des Gebäudes zu gewährleisten. Die Denkmalschutzbehörde hat in Kenntnis dieser sachver-

ständigen Beurteilung eine Entlassung des Gebäudes Hafenstraße 6 aus dem Denkmalschutz 

in Aussicht gestellt. An gleicher Stelle wird daher ein neues Gebäude errichtet, das die Optik 

und Kubatur des heutigen Packhauses aufnimmt. 

Das sogenannte „Kapitänshaus“ (Hafenstraße Nr. 5) sollen saniert und deutlich sichtbar frei-

stehend hervorstehen. Auf dem jetzigen Garagengrundstück (Hafenstraße Nr. 4) soll nach his-

torischem Vorbild ein neues Gebäude in Lagerhausarchitektur errichtet werden. Das Gebäude 

Hafenstraße Nr. 3 soll um ein Geschoss aufgestockt und die historische Fassade erhalten blei-

ben. Alles soll zu einer Einheit zusammenschmelzen und als Gesamtkonzept den heutigen Nut-

zungsanforderungen entsprechend nachhaltig gestaltet werden. Geplant ist die Errichtung von 

ca. 15 Wohnungen in unterschiedlichen Größen und einer gewerblichen Einheit. Im Plangebiet 

ist bereits die Betreuungsgemeinschaft Wesermarsch e.V. ansässig. 

Der für das Plangebiet vorliegende Bebauungsplan Nr. V ist für eine städtebauliche Neubeord-

nung mit den o.g. Zielsetzungen nicht geeignet. Das gilt insbesondere für die festgesetzte Art 

der baulichen Nutzung, die im Sondergebiet „Kernstadtrand/ Hafenrandzone“ eine Wohnnut-

zung nicht zulässt. Mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 

möchte die Stadt Brake (Unterweser) an die Ergebnisse der städtebaulichen Untersuchung 

anknüpfen, die zuvor umschriebene Ertüchtigung und städtebauliche Aufwertung in einem ers-

ten Abschnitt in Planungsrecht umsetzen und damit die beabsichtigte Nutzungsmischung pla-

nungsrechtlich vorbereiten. Dabei ist festzustellen, dass mit rein gewerblich, gastronomisch 

sowie kulturell und sozial genutzten Gebäude im Plangebiet keine wirtschaftlich tragfähigen 

Lösungen zu erreichen sind. Daher ist die Wohnnutzung ein wichtiger Bestandteil der zukünf-

tigen Gebäudenutzungen. Auf Grund des demographischen Wandels besteht ein Bedarf an 

Wohnungen mit guter Infrastrukturausstattung in der Kernstadt. Geplant ist die Errichtung von 

ca. 15 Wohnungen in unterschiedlichen Größen und einer gewerblichen Einheit. 
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Abbildung 9: Speckmann Architekten & Ingenieure: Visualisierung (3), 07.08.2024 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 90 wird im Sinne eines Urbanen Gebietes (MU) 

entwickelt. Das Urbane Gebiet als Zielstellung für den gesamten Bereich südlich der Hafen-

straße wird u.a. aus den Ergebnissen der städtebaulichen Untersuchung abgeleitet. In der 

städtebaulichen Untersuchung wurde die Festsetzung eines Urbanen Gebietes zur planungs-

rechtlichen Absicherung einer Nutzungsmischung aus Wohnen, Gewerbe, Gastronomie und 

Kultur empfohlen. Diese Nutzungsmischung entspricht der städtebaulichen Zielsetzung für den 

Geltungsbereich und ist auch im Zusammenhang mit den angrenzenden Grundstücken zu se-

hen. In der näheren Umgebung des Plangebietes sind ein Theater, Restaurants, Gewerbebe-

triebe, ein Barbiershop und Wohnnutzungen vorhanden. Mit dieser Nutzungsmischung kann 

der Bereich attraktiviert und die Hafenstraße als Verbindung von Stadtkern und Hafen belebt 

werden. 

In der städtebaulichen Untersuchung wurde festgestellt, dass eine Lösung der Lärmproblema-

tik für den Gesamtbereich über einen Angebotsbebauungsplan nicht möglich ist und stattdes-

sen eine Umsetzung von Bauvorhaben über Vorhabenbezogene Bebauungspläne mit passiven 

Schallschutzmaßnahmen am konkreten Bauvorhaben erfolgen sollte. Die Festsetzungen zum 

Schallschutz werden aus einer entsprechenden schalltechnischen Untersuchung abgeleitet. 

Auch die Hafenwirtschaft Brake steht Wohnnutzungen im Plangebiet nicht grundsätzlich ent-

gegen, legt aber Wert auf eine immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit der Planung. Es ha-

ben dazu umfangreiche Abstimmungen mit der Hafenwirtschaft unter Einbezug des Gewerbe-

aufsichtsamtes Oldenburg stattgefunden.  

3.1 Durchführungsvertrag 

Es liegt der Entwurf eines Durchführungsvertrages vor. Gegenstand des Vertrages ist die 

Durchführung des Vorhabens gemäß § 12 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), die Sicherung der 

städtebaulichen Ziele, die Erschließung der Grundstücke und die Übernahme von Folgekosten 

der Planung für die Vorhabenträgerin. 

Darin verpflichtet sich der Vorhabenträger (verkürzt zusammengefasst): 
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- zur Eintragung von Dienstbarkeiten in den Grundbuchblättern des Vorhabens zuguns-

ten der Grundbuchblätter der berechtigten Eigentümer J. Müller AG und Niedersach-

sen Ports GmbH & Co. KG und darüber hinaus Baulasten im Baulastenverzeichnis des 

Landkreises für Gerüche, Staub, Lichtemissionen und Lärm (Schallleistungspegel u.a.).  

Die Duldungsverpflichtung beinhaltet durch die Hafenwirtschaft verursachte Lärmim-

missionen der berechtigten Grundstücke auf die gelasteten Grundstücke von bis zu  

48 dB(A)1 nachts außen, ermittelt nach Maßgabe der Technischen Anleitung Lärm (TA-

Lärm) vom 26.08.1998 (GMBI S. 503). Sie besteht auch, wenn unter Zugrundelegung 

eines Immissionswertes 48 dB(A) nachts außen ein zusätzlicher Immissionsbeitrag 

nicht relevant ist (Nr. 3.2.1, 2. Abs. TA-Lärm) oder ein vollgeständig vorherrschender 

Fremdgeräusche, keine zusätzlichen schädlichen Umwelteinwirkungen durch die An-

lage zu befürchten sind (Nr. 3.2.1, 5. TA-Lärm). 

Der jeweilige Eigentümer des belasteten Grundstücks verzichtet insoweit auf sämtliche 

Ansprüche die zum Inhalt des Eigentums der belasteten Grundstücke gehören. 

- zur Einhaltung der Vorgaben aus der schalltechnischen Untersuchung für den vorha-

benbezogenen Bebauungsplan Nr. 90 „Binnenhafen-Hafenstraße“ der Stadt Brake 

(Unterweser) des Ingenieurbüros ted. 

- für das Vorhaben unverzüglich, in angemessener Frist nach Inkrafttreten des vorha-

benbezogenen Bebauungsplans, den erforderlichen vollständigen und genehmigungs-

fähigen Bauantrag nach § 64 Niedersächsischer Bauordnung (NBauO) bei der Bauge-

nehmigungsbehörde einzureichen.   

- in angemessener Frist nach Erlass der bestandskräftigen und vollziehbaren Baugeneh-

migung mit der Ausführung hat der Vorhabenträger zu beginnen. 

- in angemessener Frist nach Vorlage der maßgeblichen bestandskräftigen und vollzieh-

baren Baugenehmigung vollständig und endgültig fertigzustellen. 

- ein Beweissicherungsverfahren vor Baubeginn durchzuführen. 

Das äußere Erscheinungsbild, d.h. Materialwahl, Farbe, Fassadengestaltung, Außen- und Frei-

flächengestaltung haben sich an der Projektbeschreibung zu orientieren. Mit den Bauarbeiten 

für den Neubau darf erst nach Zustimmung der Stadt zu der Ausführungs- und Genehmigungs-

planung begonnen werden. Die Zustimmung darf nur dann verweigert werden, wenn die Aus-

führungs- und Genehmigungsplanung von der Projektbeschreibung abweicht. 

4 Planungsvorgaben, Abwägungsbelange und wesentliche Auswirkungen der 

Planung 

Um die konkurrierenden privaten und öffentlichen Belange fach- und sachgerecht in die Ab-

wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB einstellen zu können, werden gemäß §§ 3 und 4 BauGB 

Beteiligungsverfahren durchgeführt.  

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 

Bauleitplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 

abzuwägen. Die Ergebnisse der Abwägung sind in der nachstehenden Tabelle sowie in den 

nachfolgenden Unterkapiteln dokumentiert. 

  

 
1  Bei den 48 dB(A) handelt sich um einen Prognosewert, entsprechend 46 dB(A) zuzüglich eines Sicherheitsauf-

schlage von 2 dB(A)  
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Betroffene öffentliche und private Belange durch die Planung 

Betroffenheit 

§ 1 Abs. 4 BauGB: Belange der Raumordnung, u.a. Ziele der Raumordnung 

siehe Kapitel 4.1 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB: die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

siehe Kapitel 4.3, 4.4, 4.15, 4.19, 4.20 

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB: die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit 

mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentums-

bildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie die 

Bevölkerungsentwicklung 

siehe Kapitel 4.5 

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB: die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die 

Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Auswir-

kungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und 

Erholung 

siehe Kapitel 4.6 

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB: die Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 

der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-

che  

Siehe Kapitel 4.7 

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB: die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 

die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städte-

baulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

siehe Kapitel 4.7 

§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB: die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 

festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge 

Keine direkte Betroffenheit, Zulässigkeit gegeben 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege, insbesondere: 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-

füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

siehe Kapitel 4.10 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-

schutzgesetzes, 

siehe Kapitel 4.10 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 

insgesamt, 

siehe Kapitel 4.3, 4.4, 4.15, 4.19, 4.20 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

siehe Kapitel 4.8, 4.15 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, 

siehe Kapitel 4.4, 4.12 
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Betroffenheit 

f) die Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere auch im Zusammenhang mit der Wärmeversor-

gung von Gebäuden, sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 

siehe Kapitel 4.3 

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, des 

Abfall- und des Immissionsschutzrechts, sowie die Darstellungen in Wärmeplänen und die Entschei-

dungen über die Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder Ausbau von Wärmenetzen oder als Wasser-

stoffnetzausbaugebiet gemäß § 26 des Wärmeplanungsgesetzes vom 20. Dezember 2023 

siehe Kapitel 4.10 

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 

zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 

überschritten werden, 

keine Betroffenheit 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchsta-

ben a bis d, 

Wechselwirkungen werden bei den Ausführungen zu den einzelnen Schutzgütern mit berücksichtigt. 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die auf-

grund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 

Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buchstaben a bis d und i, 

Mit der Planung werden keine Vorhaben vorbereitet, die für schwere Unfälle oder Katastrophen er-

warten lassen. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB: die Belange 

a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versor-

gung der Bevölkerung, 

siehe Kapitel 4.11 

b) der Land- und Forstwirtschaft, 

keine Betroffenheit 

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 

siehe Kapitel 4.11 

d) des Post- und Telekommunikationswesens, insbesondere des Mobilfunkausbaus, 

siehe Kapitel 4.12 

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich der Versorgungssicherheit, 

siehe Kapitel 4.12 

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen 

Keine Betroffenheit 

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB: die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevöl-

kerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der Elektro-

mobilität, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Ver-

kehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr 

ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung 

siehe Kapitel 4.13 

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB: die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen An-

schlussnutzung von Militärliegenschaften  
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Betroffenheit 

Keine Betroffenheit 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB: die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 

Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung 

siehe Kapitel 4.14 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB: die Belange des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der Hochwasser-

vorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden 

siehe Kapitel 4.15 

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB: die Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbrin-

gung 

siehe Kapitel 4.16 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB: die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen  

siehe Kapitel 4.17 

§ 1a Abs. 2 BauGB: Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

siehe Kapitel 4.2 

§ 1a Abs. 3 BauGB: Eingriffsregelung 

siehe Kapitel 4.10 

§ 1a Abs. 5 BauGB: Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

siehe Kapitel 4.3 

4.1 Belange der Raumordnung  

Landesraumordnung 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (Änderung der Verordnung über das 

Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) mit Rechtskraft vom 17. Februar 

2017, zuletzt geändert am 07.09.2022) enthält keine plangebietsbezogenen Aussagen. Die 

Stadt Brake (Unterweser) ist als Mittelzentrum eingeordnet. In den zentralen Orten ist eine 

Entwicklung anzustreben, die die Leistungsfähigkeit der Orte entsprechend ihrer Bedeutung 

für die Versorgung der Bevölkerung und die Wirtschaft sichert und verbessert.  

Mit der Festsetzung eines Nutzungskataloges im Sinne des Urbanen Gebietes werden die 

raumordnerischen Aussagen beachtet und umgesetzt.  

  
Abbildung 10: Auszug aus dem Landesraumordnungsprogramm 2017, letzte Änderung 2022 
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Regionale Raumordnung 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Wesermarsch 2019 ist die 

Stadt Brake (Unterweser) als Mittelzentrum dargestellt 

2.2 Entwicklung der Daseinsvorsorge und Zentralen Orte 01: In der Begründung wird zur Ziffer 

01 ausgeführt: Auf Grundlage des Landesraumordnungsprogrammes 2017 (LROP 2017, Kap. 

2.2. Ziffer 07) werden im RROP Landkreis Wesermarsch Brake und Nordenham als Mittelzen-

tren festgelegt. Im Landkreis Wesermarsch stellen diese beiden die Orte mit der höchsten 

Zentralitätsstufe dar. Neben der grundzentralen Versorgungsfunktion (periodisch) für das je-

weilige Stadtgebiet übernehmen die beiden Mittelzentren auch die Versorgung mit Gütern und 

Dienstleistungen des aperiodischen Bedarfs insbesondere in den Bereichen Bildung, Einzel-

handel, Gesundheit, Kultur, Infrastruktur, Wirtschaft und administrativen Einrichtungen.  

Das Plangebiet ist in der zeichnerischen Darstellung als zentrales Siedlungsgebiet ausgewie-

sen. Die Planung trägt zu einer städtebaulichen Ordnung und zur Stärkung der innerörtlichen 

Wohnfunktion sowie der gewerblichen und kulturellen Entwicklung innerhalb des Siedlungs-

gebietes bei.  

 

Abbildung 11: Ausschnitt aus dem regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Wesermarsch (2019) 

4.2 Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

Nach § 1a Abs. 2 S. 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die Umwidmungssperrklausel 

in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Das BauGB enthält in § 1a Abs. 2 

Regelungen zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs. Dies soll im Wesentlichen über zwei 

Regelungsmechanismen erfolgen:  

• Nach § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden 

(Bodenschutzklausel). 

Plangebiet 
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• § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwe-

cke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Umwid-

mungssperrklausel).  

Das Plangebiet ist bereits vollständig baulich genutzt und sehr hoch versiegelt. Mit der Planung 

können zum Teil leer stehende Immobilien wieder genutzt werden. Insofern entspricht die Pla-

nung der Bodenschutzklausel und dem Gebot, mit Grund und Boden sparsam umzugehen.  

4.3 Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

Im Rahmen der Bauleitplanung soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des Klima-

schutzes als auch der Klimafolgenanpassung Rechnung getragen werden. Am 30.07.2011 ist 

das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemein-

den in Kraft getreten. Im Rahmen der BauGB-Novelle 2017 wurden durch die Umsetzung der 

UVP-Änderungsrichtlinie neue Anforderungen an die Umweltprüfung gestellt. 

Beachtlich sind auch die Klimaschutzziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG, erstmals in 

Kraft getreten am 12.12.2019). Bis zum Zieljahr 2030 gilt eine Minderungsquote von mindes-

tens 65 % der Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990. Für das Jahr 2040 ist ein 

Minderungsziel von mind. 88 % genannt. Bis zum Jahr 2045 ist die Klimaneutralität als Ziel 

formuliert. 

Das Klimaschutzgesetz (KSG) betont zudem die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand und ver-

pflichtet die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entscheidungen die festge-

legten Ziele zu berücksichtigen (§ 13 KSG Abs. 1). Der Gesetzgeber hat mit den Formulierun-

gen im KSG deutlich gemacht, dass der Reduktion von Treibhausgasen, u. a. durch hocheffi-

ziente Gebäude und durch Erzeugung Erneuerbarer Energien, eine hohe Bedeutung zukommt 

und dass Städte und Gemeinden dabei in besonderer Weise in der Verantwortung stehen. 

Im Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung wurden zudem Zielkorridore für die Treibhaus-

gasemissionen einzelner Sektoren im Jahr 2030 entwickelt. So wurde ein Fahrplan für einen 

nahezu klimaneutralen Gebäudebestand erarbeitet. Voraussetzungen dafür sind anspruchs-

volle Neubaustandards, langfristige Sanierungsstrategien und die schrittweise Abkehr von fos-

silen Heizungssystem. Optimierungen im Verkehrsbereich sowie in der Energiewirtschaft sol-

len für weitere Minderungen der Treibhausgasemissionen sorgen. 

Auf kommunaler Ebene wurde im Jahr 2014 ein integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept 

für die Stadt Brake (Unterweser) beschlossen. Zwar sind die Berechnungen mittlerweile über-

holt, dennoch wurden Ziele und Maßnahmen entwickelt, die weiterhin zu berücksichtigen sind. 

So sollen der Energieverbrauch in den Haushalten minimiert und erneuerbare Energien aus-

gebaut werden. 

Den Belangen des Klimaschutzes wird mit dieser Planung dadurch Rechnung getragen, dass 

sie zur Reaktivierung und Aufwertung bereits vorhandener Bausubstanz im Siedlungszusam-

menhang beiträgt. Mit den vorhandenen Baukörpern und den geplanten zusätzlichen Gebäu-

den trägt die geplante verdichtete Bauform zur Minimierung des Energiebedarfes bei. 

Die Entwicklung von energetisch günstigen Gebäudeformen (günstiges Verhältnis von Gebäu-

dehüllfläche zu beheizbarem Gebäudevolumen) beinhaltet ein großes Reduktionspotential. 

Aus diesem Grund wird auf Dachgauben, Erker, Nischen und Winkel in der wärmedämmenden 

Gebäudehülle weitgehend verzichtet. Auf fossile Brennstoffe wird durch den Einsatz von Wär-

mepumpen soweit möglich und energetisch sinnvoll verzichtet.  
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4.4 Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und Sicherheit 
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die mit der vorliegenden Planung verbun-

denen, unterschiedlichen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass 

Konfliktsituationen vermieden werden können und die städtebauliche Ordnung sichergestellt 

wird. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu vermeiden (§ 

50 BImSchG). Die Mindest-Grenzabstände der Niedersächsischen Bauordnung berücksichti-

gen grundsätzlich eine ausreichende Belichtung, Besonnung und Belüftung. 

Es wird auf die Immissionen hingewiesen (s. dazu nachstehende Ausführungen), die sich auf-

grund der Nähe zum Hafen ergeben können. Die Stadt Brake geht davon aus, dass sich zu-

künftige Bewohner in unmittelbarer Hafennähe dem besonderen Flair ihres Wohnortes, aber 

auch den damit einhergehenden Einschränkungen durch Immissionen bewusst sind. 

Es wird zudem darauf hingewiesen, dass sich das Plangebiet innerhalb eines Kampfjettiefflug-

korridor befindet. Daher ist mit Lärm- und Abgasemissionen durch den militärischen Flugbe-

trieb zu rechnen. Ersatzansprüche können vom Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 

Dienstleistungen der Bundeswehr nicht anerkannt werden. 

4.4.1 Schallimmissionen 

Vom nördlich befindlichen Binnenhafen und den in der weiteren Umgebung vorhandenen ge-

werblichen Nutzungen sowie der westlich gelegenen Bahnlinie gehen gewerbliche und ver-

kehrliche Lärmemissionen aus, die sich auch auf das Plangebiet einwirken. Ein besonderer 

Abwägungsbelang stellt daher der Immissionsschutz dar. Sind an schutzbedürftigen Bebauun-

gen Geräuschimmissionen zu erwarten, die relevant von den Orientierungswerten, den Immis-

sionsrichtwerten und/oder Immissionsgrenzwerten abweichen, muss überprüft werden, ob 

durch Schallschutzmaßnahmen aktiver bzw. passiver Art ein angemessener Schutz vor Ge-

räuscheinwirkungen erreicht werden kann. Die Ergebnisse dieser Prüfungen sind dann in den 

Abwägungsprozess der Bauleitplanung einzubeziehen.  

Es liegt eine schalltechnische Untersuchung für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 

90 vor. 2 Die wesentlichen Inhalte und Ergebnisse werden nachstehend wiedergegeben. Einen 

Überblick über die in der Umgebung vorhandenen örtlichen Gegebenheiten vermittelt die Ab-

bildung 1 der schalltechnischen Untersuchung: 

 
2  ted: Schalltechnische Untersuchung für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90 „Binnenhafen – Ha-

fenstraße“ der Stadt Brake (Unterweser), Bremerhaven, 07.05.2025 
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Abbildung 12: aus der schalltechnischen Untersuchung, dort Abbildung 1 

Gewerbelärm 

Die Ansätze für die gewerblichen Bauflächen wurden auf Grundlage bauplanerischer Vorga-

ben gemäß dem Flächennutzungsplan, der Bebauungspläne Nr. 55, Nr. 55 1. Änderung und 

Nr. V sowie der tatsächlichen Nutzung eingeschätzt. Im nördlichen Geltungsbereich des B-

Plans Nr. V sind für die Sonderbaufläche „Binnenhafen II“ flächenbezogene Schallleistungspe-

gel festgesetzt. In Abstimmung mit der Stadt Brake wurden für die Teilflächen B-Plan Nr. V - 

SO 1 und SO 2 für die Nachtzeit geringere flächenbezogene Schallleistungspegel berücksich-

tigt als im Bebauungsplan Nr. V festgesetzt. Es wurde zur Nachtzeit mit 46 dB(A)/m für die  

SO 13 und SO 24 des Bebauungsplanes Nr. V gerechnet. Die Stadt Brake sieht die Anpassung 

der Kontingente im Rahmen eines Änderungsverfahrens für den B-Plan Nr. V vor. 

Die zu erwartenden Geräuschimmissionen innerhalb des Plangebiets wurden berechnet, nach 

DIN 18005 und TA Lärm beurteilt und Schallschutzmaßnahmen vorgeschlagen. 

Eine Übersicht über die Gewerbeflächeneinteilung liefert der Lageplan in der Anlage A2 des 

schalltechnischen Berichtes: 

 

 
3  Im B-Plan Nr. V ist nachts für dieses Fläche ein flächenbezogener Schallleistungspegel von 55 dB(A)/m² fest-

gesetzt. Im Rahmen eines Änderungsverfahrens für den B-Plan Nr. V wird das Kontingent nachts auf 46 

dB(A)/m² reduziert. 
4  Im B-Plan Nr. V ist nachts für dieses Fläche ein flächenbezogener Schallleistungspegel von 59 dB(A)/m² fest-

gesetzt. Im Rahmen eines Änderungsverfahrens für den B-Plan Nr. V wird das Kontingent nachts auf 46 

dB(A)/m² reduziert. 
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Abbildung 13: Anlage 2 der schalltechnischen Untersuchung 

Zur Darstellung der Geräuschimmissionen wurden für den Tag und die Nacht Immissionsraster 

in den Immissionshöhen von 2 m, 5 m und 8 m (EG, OG, DG) über GOK berechnet. 

Die gutachterlichen Berechnungen haben ergeben, dass zur Tagzeit der gebietstypische Im-

missionsrichtwert nach TA Lärm für Urbane Gebiete von 63 dB(A) eingehalten werden kann. 

Der 3 dB geringere Orientierungswert nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 von 60 dB(A) wird tags 

an der Hafenstraße teilweise überschritten. Die Überschreitung beträgt maximal 3 dB. In den 

planerisch vorgegebenen Außenwohnbereichen wird der Orientierungswert für MU von 60 

dB(A) eingehalten. 

In der Nachtzeit wird der Immissionsrichtwert nach TA Lärm für MU von 45 dB(A) in Dachge-

schosshöhe teilweise an der Nord- und Ostfassade Hafenstraße 3 sowie in einem kleinen Be-

reich an der nordöstlichen Gebäudeecke Hafenstraße 4 und Hafenstrasse 5 um maximal 1 dB 

überschritten. Die Richtwertüberschreitungen beziehen sich auf Bereiche an den Nord- und 

Ostfassaden. In Erdgeschoss- und Obergeschosshöhe wird der Immissionsrichtwert für MU 

von 45 dB(A) eingehalten. Der Orientierungswert nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 für MU von 45 

dB(A) wird nachts in Dachgeschosshöhe teilweise an der Nord- und Ostfassade Hafenstraße 

3 sowie in einem kleinen Bereich an der nordöstlichen Gebäudeecke Hafenstraße 4 und Ha-

fenstrasse 5 maximal 1 dB überschritten. Die Richtwertüberschreitungen beziehen sich auf 

Bereiche an den Nord- und Ostfassaden. In Erdgeschoss- und Obergeschosshöhe wird der 

Orientierungswert für MU von 45 dB(A) eingehalten. 

Aus den Überschreitungen haben die Gutachter Maßnahmen für die betroffenen Fassadenbe-

reiche abgleitet und diese als Festsetzung im Bebauungsplan empfohlen: 
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• Keine Anordnung schutzbedürftiger Räume gemäß DIN 4109-1.  

• Anordnung schutzbedürftiger Räume gemäß DIN 4109-1, die in den gekennzeichneten Fas-

saden keine öffenbaren Fensterelemente enthalten. Es ist zu berücksichtigen, dass der er-

forderliche hygienische Luftwechsel der schutzbedürftigen Räume nach den allgemein an-

erkannten Regeln der Technik sichergestellt ist (öffenbares Fenster auf der abgewandten 

Gebäudeseite, zentrale/dezentrale schallgedämmte Lüftungsanlage).  

Die vorgesehene textliche Festsetzung der Ziffer 3.2 und die damit verpflichtend vorgegebe-

nen technischen Anforderungen sollen sicherstellen, dass nachts innerhalb der an dieser Fas-

sadenseite bestehenden Räume nicht mehr als die in der DIN 4109 angegebenen Korrektur-

werte für die Raumart (Innenpegel) entstehen können.  

Verkehrslärm 

Die Gutachter haben Geräuschemissionen der angrenzenden Straßen- sowie Schienenver-

kehrswege gemäß 16. BImSchV ermittelt und die zu erwartenden Geräuschimmissionen in-

nerhalb des Plangebiets berechnet, nach DIN 18005 und 16. BImSchV beurteilt und Schall-

schutzmaßnahmen vorgeschlagen. 

Die Zugzahlen wurden durch die Deutsche Bahn AG zur Verfügung gestellt und beziehen sich 

auf einen Prognosehorizont für das Jahr 2030 (Stand KW 11/2024). Die vorhandenen Brücken 

wurden durch eine Pegelkorrektur berücksichtigt.   

Die angesetzten Verkehrszahlen auf den Straßen der Umgebung (Kleine Kirchenstraße, Bin-

nenhafen, Hafenstraße, Mitteldeichstraße, Schleusendeich, Lindenstraße, Mitteldeich) basie-

ren auf der zur Verfügung gestellten Verkehrsuntersuchung sowie den Verkehrszählungen, die 

in 2019 / 2020 von der Stadt Brake (Unterweser) durchgeführt wurden. Ausgehend von dem 

Stand 2020 wurde eine jährliche Verkehrssteigerung von 0,5 % bis 2030 berücksichtigt. 

Die Beurteilung der Geräuschimmissionen aus den benachbarten Verkehrswegen (Schiene 

und Straßen) hat ergeben, dass die für Urbane Gebiete anzuwendenden Orientierungswerte 

nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 sowohl tags als auch nachts überschritten werden können. Zu-

dem kann nachts eine Überschreitung des Immissionsgrenzwertes nach der 16. BImSchV nicht 

ausgeschlossen werden. Die Überschreitungen beziehen sich maßgeblich auf die Nordfassa-

den. 

Um dem Schutzzweck innerhalb von schutzbedürftigen Räumen in Bezug auf verkehrsbe-

dingte Geräuschimmissionen Rechnung zu tragen, haben die Schallgutachter Lärmpegelbe-

reiche entsprechend der DIN 4109-1 ermittelt, auf deren Grundlage die Anforderungen an die 

Luftschalldämmung von Außenbauteilen abgeleitet werden. Den Lärmpegelbereichen liegt der 

maßgebliche Außenlärmpegel zugrunde, der sich aus den Geräuschimmissionen des Schie-

nenverkehrs ergibt. Bei der Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels wurde für Geräu-

schimmissionen aus Straßen- und Schienenverkehr ein Zuschlag von + 3 dB berücksichtigt. 

Für das nördliche Plangebiet wurden die Lärmpegelbereiche IV und III ermittelt. 

Abwägung zum Schallimmissionsschutz durch die Stadt Brake (Unterweser) 

Es haben umfangreiche Abstimmungen zum Immissionsschutz mit Vertretern der Hafenwirt-

schaft stattgefunden. Dabei hat sich zunächst herausgestellt, dass durch die etablierte und 

rechtlich abgesicherte Vorgehensweise des Gewerbeaufsichtsamtes in dem sogenannten 

Lärmmanagementsystem die aktuellen, aber auch die zukünftigen Belange der Hafenbetreiber 

im Zusammenhang mit konkreten Genehmigungsverfahren für die Änderung oder Neuerrich-

tung der Hafenanlagen ausreichend gesichert sind.  
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Außerdem wurde in einem Abstimmungsgespräch im Videoformat am 05.05.2025 festgehal-

ten, dass von Seiten aller Teilnehmer (Hafenwirtschaft sowie ihres Rechtsbeistandes und der 

Stadt Brake) keine Bedenken gegen eine Reduzierung der Schallkontingente in dem benach-

barten Bebauungsplan Nr. V bestehen (Sondergebiete 1 und 2 des Bebauungsplanes Nr. V). 

Das Schallgutachten wurde entsprechend überarbeitet und den Entwurfsunterlagen beigefügt. 

Ein Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplanes Nr. V wird getroffen. Die für 

das Dachgeschoss erforderlichen passiven Schallschutzmaßnahmen wurden ebenfalls abge-

stimmt. Weiterhin werden Duldungsdienstbarkeiten und Baulasten in den Grundbüchern der 

betroffenen Vorhabengrundstücke bei späteren Baugenehmigungsverfahren eingetragen. Die 

Eintragung der Baulast erfolgt im Bauantragsverfahren. Die Stadt Brake geht davon aus, dass 

sich zukünftige Bewohner in unmittelbarer Hafennähe dem besonderen Flair ihres Wohnortes 

aber auch den damit einhergehenden Einschränkungen durch Immissionen bewusst sind. 

Die Stadt Brake (Unterweser) hat die gutachterlichen Aussagen und Ergebnisse für plausibel 

befunden und wie folgt umgesetzt: 

Zum Gewerbelärm 

Aufgrund der Richtwertüberschreitungen zur Nachtzeit an Fassadenabschnitten im Dachge-

schoss hat die Stadt Brake (Unterweser) die vorgeschlagenen Festsetzungen zur Anordnung 

schutzbedürftiger Räume und zu den nicht öffenbaren Fensterelementen in die textlichen Fest-

setzungen des Bebauungsplanes übernommen. Die von den Festsetzungen betroffenen Fas-

sadenbereiche sind in der Nebenzeichnung auf dem Plangebiet wiedergegeben. Nicht öffen-

bare Fenster sind in diesem Sinne sowohl feststehende Fensterelemente als auch Fenster mit 

Schließsystem, die abgeschlossen sind und nur zum Reinigen geöffnet werden dürfen. Letzte-

res wird durch entsprechende Regelungen im Mietvertrag/ Kaufvertrag gesichert. 

Zum Verkehrslärm 

Die Beurteilung der Geräuschimmissionen aus den benachbarten Verkehrswegen hat erge-

ben, dass die für Urbane Gebiete anzuwendenden Orientierungswerte der DIN 18005 sowohl 

tags als auch nachts überschritten werden können. Die Überschreitungen beziehen sich maß-

geblich auf die Nordfassaden. Zum Schutz vor Verkehrslärm setzt die Stadt Brake (Unterwe-

ser) daher im Bebauungsplan die Lärmpegelbereiche IV und III fest. Im Rahmen eines konkre-

ten Baugenehmigungsverfahren ist der Nachweis nach DIN 4109-2 zu erbringen, dass die An-

forderungen nach Abschnitt 7 der DIN 4109-1, die sich für die Lärmpegelbereiche ergeben, 

durch die geplante Bauausführung eingehalten werden können.5 Auf die Festsetzung der 

Lärmpegelbereiche II und I wird verzichtet, da sich hier keine Überschreitungen der Orientie-

rungswerte ergeben haben. 

Die gutachterlich vorgeschlagenen textlichen Festsetzungen zu schallgedämmten Lüftungs-

systemen wurden übernommen. Beim Einbau von Fenstern ist zu berücksichtigen, dass die für 

eine ausreichende Lüftung der schutzbedürftigen Räume erforderliche Einrichtung die Min-

destanforderungen an die resultierende Schalldämmung der Außenwand nicht unterschreitet. 

 
5  Bei der Erstellung von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen in Wohnungen innerhalb der Fläche des Lärmpegel-

bereiches III, muss ein resultierendes BauSchalldämm-Maß von mindestens R’w,ges = 65 dB(A) - 30 dB = 35 

dB durch die Außenbauteile erfüllt werden. 

 Bei der Erstellung von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen in Wohnungen innerhalb der Fläche des Lärmpegel-

bereiches IV, muss ein resultierendes BauSchalldämm-Maß von mindestens R’w,ges = 70 dB(A) - 30 dB = 40 

dB durch die Außenbauteile erfüllt werden. 
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In Bezug auf die Außenwohnbereiche sind im Bebauungsplan keine weiteren Festsetzungen 

erforderlich. Die Berechnungen haben ergeben, dass in den planerisch vorgegebenen Außen-

wohnbereichen sowohl der Richtwert nach TA Lärm als auch der Orientierungswert nach Bei-

blatt 1 zur DIN 18005 eingehalten wird. 

Die Schallgutachter haben Vergleichsberechnungen mit Steigerungen im Bahnverkehr mit  

20 %, 60 % und 100 % durchgeführt. Die Berechnung hat gezeigt, dass sich dabei für die am 

stärksten betroffene Nordfassade der geplanten Gebäude keine höheren Lärmpegelbereiche 

nach DIN 4109-1 ergeben. 

Hinweis: Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb der Eisen-

bahn in seiner jeweiligen Form sind ausgeschlossen. In unmittelbarer Nähe zur elektrifizierten 

Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen 

Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rech-

nen. Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. 

4.4.2 Lichtimmissionen 

Nördlich des Plangebietes betreibt die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG (N-Ports) den 

Seehafen Brake als öffentliche Verkehrs-Infrastruktur. Derzeit sind der Stadt Brake keine auf 

das Plangebiet einwirkende bzw. die geplanten Wohnnutzungen beeinträchtigende 

Lichtimmissionen bekannt. Im Durchführungsvertrag verpflichtet sich der Vorhabenträger zur 

Eintragung von Dienstbarkeiten und Baulasten im Baulastenverzeichnis des Landkreises zur 

Akzeptanz von Lichtimmissionen. Grundsätzlich bestehen über entsprechende Verdunklungs-

maßnahmen technische Möglichkeiten, sich vor Lichtimmissionen, insbesondere auch zur 

Nachtzeit, zu schützen. 

4.4.3 Staubimmissionen 

Nördlich des Plangebietes betreibt die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG (N-Ports) den 

Seehafen Brake als öffentliche Verkehrs-Infrastruktur. Im Rahmen der ständigen Weiterent-

wicklung der Infrastruktur zum Umschlag und der Lagerung von Schüttgütern, wurden die 

durch die Betriebe im Braker Hafen hervorgerufenen Staubemissionen und -immissionen auf 

der Basis der Umschlagzahlen des Jahres 2023 berechnet und beurteilt. Es wurden die südlich 

bis nordwestlich und östlich vorhandenen Wohnhäuser als Immissionsorte betrachtet. Zur Be-

stimmung und Beurteilung von Staubimmissionen wurde die TA Luft herangezogen. 

Die Untersuchung hat ergeben, dass die zulässige Gesamtbelastung an Feinstaubkonzentra-

tion PM 10, PM 2,5 und an Staubniederschlag an allen Immissionsorten in der Umgebung der 

des Seehafens eingehalten wird. 

4.4.4 Erschütterungen 

Nördlich des Plangebietes betreibt die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG (N-Ports) den 

Seehafen Brake als öffentliche Verkehrs-Infrastruktur. Derzeit sind der Stadt Brake keine auf 

das Plangebiet einwirkende bzw. die geplanten Wohnnutzungen beeinträchtigende Erschütte-

rungen bekannt. Im Durchführungsvertrag verpflichtet sich der Vorhabenträger zur Eintragung 

von Dienstbarkeiten und Baulasten im Baulastenverzeichnis des Landkreises zur Akzeptanz 

von Erschütterungen.  
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4.5 Wohnbedürfnisse, Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstruk-
turen, Eigentumsbildung und Anforderungen kostensparendes Bauen, Be-
völkerungsentwicklung 

Die geplanten Bauvorhaben richten sich mit unterschiedlichen Grundrissen an verschiedene 

Altersgruppen und sind geeignet, weiteren Wohnraum und unterschiedliche Wohnformen zur 

Verfügung zu stellen. Damit wird den verschiedenen Gruppen eine Perspektive für einen 

Wohnstandort und Brake geboten.  

4.6 Belange sozialer und kultureller Bedürfnisse, Belange des Bildungswesens 
und von Sport, Freizeit und Erholung 

Soziale Infrastruktur ist im Plangebiet zulässig und zur Nutzungsmischung auch städtebaulich 

erwünscht. Im Plangebiet ist die Betreuungsgemeinschaft Wesermarsch e.V., ein anerkannter 

Betreuungsverein für den Landkreis Wesermarsch bereits ansässig. Das Plangebiet kann 

durch die umliegende soziale und kulturelle Infrastruktur versorgt werden.  

Eine Grundschule (Eichendorffschule) befindet sich in ca. 500 m südlicher Entfernung und 

kann in wenigen Minuten fußläufig erreicht werden. Die integrierte Gesamtschule Brake und 

das Gymnasium sowie die berufsbildenden Schulen liegen in einer Entfernung von ca. 1,5 Ki-

lometern westlich des Plangebietes und können zu Fuß in ca. 20 Minuten erreicht werden. Im 

Stadtgebiet finden sich weitere Einrichtungen des Bildungswesens. Der Kindergarten Braker 

Butjer liegt ca. 1 Kilometer in nördlicher Richtung zum Plangebiet. Weitere Kindergärten befin-

den sich verteilt auf das gesamte Stadtgebiet.  

Ein Spielplatz befindet sich 150 m südlich des Plangebietes an der Breiten Straße. Weitere 

Spielplätze liegen im Stadtgebiet verteilt.  

Im Stadtgebiet gibt es mehrere seniorenbezogene Einrichtungen wie das Seniorenzentrum 

Brake oder das Haus Teichblick.  

Die Innenstadt von Brake mit zahlreichen Einzelhandels- und Infrastrukturangeboten liegt in 

fußläufiger Entfernung südlich des Plangebietes. Lebensmittelgeschäfte gibt es zudem am 

westlichen Stadtrand in ca. 2,3 km Entfernung und als Discounter in einem Kilometer Entfer-

nung nördlich des Plangebietes. Mit den vorhandenen Einrichtungen der Umgebung kann die 

Versorgungssicherheit der Bevölkerung gesichert werden. 

4.7 Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der 
Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentra-
ler Versorgungsbereiche 

Die Stadt Brake sichert mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes eine 

Nachnutzung der vorhandenen Immobilien und eine Nachverdichtung des Bestandes pla-

nungsrechtlich ab. Die Planaufstellung dient somit der Aktivierung von Flächenpotentialen im 

Bestand und trägt zum sparsamen Umgang mit dem Schutzgut Boden/Fläche ebenso bei, wie 

zu einer zeitgemäßen und nachfrageorientierten Weiterentwicklung von Brake. Mit der Schaf-

fung dieser Flächen im Siedlungszusammenhang wird der Entwicklungsdruck auf Flächen jen-

seits des Siedlungszusammenhanges gemindert.  

Für die Stadt Brake liegt ein Einzelhandelskonzept vor, in dem der zentrale Versorgungsbe-

reich abgegrenzt ist.6 Der zentrale Versorgungsbereich „Innenstadt Brake“ befindet sich im 

Bereich des historisch gewachsenen Zentrums der Stadt und erstreckt sich im Wesentlichen 

 
6  CIMA: Einzelhandelskonzept für die Stadt Brake (Unterweser), Lübeck Juli 2018 
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entlang der Breiten Straße zwischen Bürgermeister-Müller-Straße und Lindenstraße. Der zent-

rale Versorgungsbereich liegt damit südwestlich des Plangebietes: 

 

Abbildung 14: Abgrenzung des zentralen Versorgungsbereiches „Innenstadt Brake“ 

Die Einzelhandelsgutachter führen aus, dass die Innenstadt insgesamt umstrukturiert werden 

sollte. Ziel ist die Umwandlung in einen multifunktionalen Innenstadtbereich, der den Besu-

chern und Einwohnern der Stadt mehr bietet, als reine Handels- und Dienstleistungsnutzun-

gen. Erst mit dieser Vielfalt, kann das heutige Ungleichgewicht zum Einzelhandelsschwerpunkt 

Weserstraße zu mindestens in Teilen kompensiert werden und die Innenstadt wieder attrakti-

ver aufgestellt werden. Auch das Thema Wohnen soll zukünftig eine stärkere Rolle in der In-

nenstadt spielen.  

In den textlichen Festsetzungen wird diese Zielsetzung für den zentralen Versorgungsbereich 

berücksichtigt, in dem die Zulässigkeit von Einzelhandelsflächen auf eine Verkaufsfläche von 

150 qm beschränkt wird. Somit ist die Entwicklung von größeren auch agglomerierten kleine-

ren Einzelhandelsbetrieben im Plangebiet ausgeschlossen.  

4.8 Belange der Baukultur und des Denkmalschutzes 

Baudenkmalschutz 

Die Gebäude Hafenstraße 5-7 bilden als Baukomplex eine Gruppe baulicher Anlagen i.S. d. § 

3 Abs. 3 NDSchG, an deren Erhaltung ein öffentliches Interesse aus geschichtlichen und städ-

tebaulichen Gründen besteht. Die Gruppe „Hafenstraße" und ihre Teile hat eine geschichtliche 

Bedeutung aufgrund ihres Zeugnis- und Schauwertes als beispielhafte hafentypische Bebau-

ung des späten 19 Jahrhunderts (Wohn-/ Geschäftshaus und Speicherhäuser) und für die Wirt-

schaftsgeschichte des Braker Hafens sowie eine städtebauliche Bedeutung für das Ortsbild. 

Folgende Baudenkmale liegen im Plangebiet vor: 

Hafenstraße 5: Giebelständiger zweigeschossiger Backsteinbau von drei Achsen unter Sattel-

dach. Eingang rechts. Giebel mittig ausgezogen. Rechts zweigeschossiger verputzter La-

denanbau aus einer breiten Achse unter Satteldach. Öffnungen segmentbogig. Putzgliede-
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rung: Quaderung des Erdgeschosses, geschossteilende Gesimse, Brüstungsgesimse, Fens-

terrahmungen, Brüstungsfelder, auf dem Giebel Vasen und Kreuzblume. Erbaut 1897, Anbau 

wohl wenig jünger. 

Hafenstraße 6: Zweigeschossiger giebelständiger Backsteinbau von drei Achsen unter Sattel-

dach. Mittig drei große Ladeluken übereinander, darüber Lastenaufzugbaum. Erdgeschoss auf 

ganzer Breite mit modernem Garageneinbau. Öffnungen segmentbogig. Backsteingliederung: 

Kantenlisenen, am Giebel Treppenfries auf stilisierten Konsolen. Erbaut wohl um 1880. 

Die Baudenkmale sind im Planteil nachrichtlich dargestellt. 

Auch angrenzend sind weitere denkmalgeschützte Gebäude vorhanden. Die Hochbauplanung 

erfolgt in enger Abstimmung mit dem Denkmalschutz. Ein Höhenschnitt wird auf der Planzeich-

nung wiedergegeben. Die Visualisierung der Straßenansicht ist in der Vorhabenbeschreibung 

auf dem Planteil und als Anlage zu dieser Begründung wiedergegeben.  

Der Straßenansicht ist zu entnehmen, dass sich die festgesetzte maximale Gebäudehöhe von 

13,50 m bezogen auf die Hafenstraße und die Umgebung einfügt. Das westlich angrenzende 

Gebäude Lindenstraße Nr. 11 ist mit 13,75 m höher als die geplante Höhe des Gebäudes Ha-

fenstraße Nr. 3. 

Die (denkmalschutzrechtlich relevanten) Fassadenansichten werden nicht Teil der Festsetzun-

gen im Bebauungsplan. Die denkmalschutzrechtlichen Details sind im Baugenehmigungs-

verfahren abzustimmen. Über dieses Vorgehen hat eine weitere Abstimmung mit der Denk-

malschutzbehörde stattgefunden. Die Untere Denkmalschutzbehörde hat mit Schreiben vom 

14.02.2025 mitgeteilt, dass bezüglich der geplanten, neuen Giebelfassade des Baudenkmals 

„Hafenstraße 6“ Bedenken bestehen, weil keine denkmalpflegerische Auseinandersetzung mit 

diesem Bestandsgebäude stattgefunden habe. Es sei zu prüfen, ob die vordere Giebelfassade 

und die grundlegende Tragkonstruktion erhalten bleiben könne und somit die bautechnische 

Erhaltungsfähigkeit gegeben ist. Hier sei eine Aussage eines Sachverständigen Tragwerkpla-

ners erforderlich, um zu ermitteln wie hoch der Aufwand der Erhaltung gegenüber einer Er-

neuerung des Giebels und der Tragkonstruktion ist. Sollte die Erhaltung der Giebelfassade und 

die grundlegende Tragkonstruktion statisch nicht möglich oder mit einem unverhältnismäßigen 

Aufwand verbunden sein, führt dies zu einem Verlust der Denkmaleigenschaft und das Ge-

bäude wird gemäß § 4 Abs. 3 NDschG aus dem Verzeichnis der Baudenkmale gelöscht. Der 

Forderung nach Einbezug eines Sachverständigen Tragwerkplaners wurde nachgekommen. 

Eine entsprechende gutachterliche Einschätzung wurde erstellt und ist dieser Begründung als 

Anlage beigefügt. Der Tragwerksplaner ist zu dem Ergebnis gekommen, dass eine Sanierung 

des Gebäudes aus wirtschaftlichen Gründen für nicht vertretbar gehalten wird. Es ist ein kom-

pletter Ersatzbau erforderlich, um die statische und bauphysikalische Sicherheit des Gebäudes 

zu gewährleisten. Die Denkmalschutzbehörde hat in Kenntnis dieser sachverständigen Beur-

teilung eine Entlassung des Gebäudes Hafenstraße 6 aus dem Denkmalschutz in Aussicht ge-

stellt. An gleicher Stelle wird daher ein neues Gebäude errichtet, das die Optik und Kubatur 

des heutigen Packhauses aufnimmt. 

Sämtliche Baumaßnahmen in und an denkmalgeschützten Gebäuden bedürfen einer denkmal-

rechtlichen Genehmigung nach § 10 NDSchG. Diese kann verwehrt werden oder mit Auflagen 

verbunden sein.  

In der Umgebung von Baudenkmalen dürfen bauliche Anlagen nicht errichtet, geändert oder 

beseitigt werden, wenn das Erscheinungsbild von Baudenkmalen beeinträchtigt wird (§ 8 

NDSchG) und bedürfen ebenfalls einer denkmalrechtlichen Genehmigung nach § 10 NSchG. 

Diese kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein. 



23 Stadt Brake (Unterweser): Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 90  
 

Archäologischer Denkmalschutz 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche sowie mittelalterli-

che oder frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkoh-

leansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, 

auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nie-

ders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmal-

schutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Abteilung Ar-

chäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441-205766-15 unverzüglich ge-

meldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 

Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis 

zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz 

ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbei-

ten gestattet. 

4.9 Belange der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

Mit der Realisierung der Planung kann das bestehende Ortsbild deutlich aufgewertet werden. 

Derzeit stehen die Gebäude im Plangebiet zum Teil leer und weisen deutlich bauliche Mängel 

auf. Mit der deutlichen Aufwertung der Gebäudesubstanz können trading down Effekte vermie-

den werden. Mit der Umsetzung der Planung und den textlichen Festsetzungen ist sicherge-

stellt, dass sich die zukünftigen Gebäude in die Umgebung einfügen. 

4.10 Belange von Natur und Landschaft, Eingriffsregelung  

Planungsrechtlicher Zustand 

Das Plangebiet unterliegt den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. V mit 

einem Sondergebiet „Kernstadtrand/ Hafenrandzone“ und der Zulässigkeit von zwei Vollge-

schossen, einer Grundflächenzahl von 0,7 und einer Geschossflächenzahl von 1,7 (s. Abbil-

dung 8). 

Derzeitiger Zustand 

Das Plangebiet liegt im Osten des Siedungsbereichs der Stadt Brake (Unterweser). Geprägt 

wird das Gebiet durch die bestehende Bebauung an der Hafenstraße mit den Grundstücken 

Hafenstraße Nr. 3 bis 6. Neben dem zweigeschossigen Gebäude Hafenstraße Nr. 3 mit einer 

Betreuungsgemeinschaft Wesermarsch e.V. und dem angrenzenden Garagengebäude (Nr. 4) 

mit sichtbaren baulichen Mängel sind die Gebäude Hafenstraße Nr. 5 und 6 denkmalgeschützt 

und stehen derzeit leer, teilweise bestehen auch hier sichtbare bauliche Mängeln.  

Westlich an das Gebäude Hafenstraße Nr. 6 schließen weitere denkmalgeschützte Gebäude 

an. Nördlich des Plangebietes - direkt am Binnenhafen gelegen - befinden sich ein befestigter 

Reisemobilstellplatz und ein Tankautomat, es liegt ein hoher Versiegelungsrad vor, nur ein-

zelne Baumbeete gliedern den Platz. In der weiteren östlichen Umgebung des Plangebietes 

befinden sich Wohnnutzungen und das Zentraltheater, eine Brasserie und ein Malerbetrieb. 

Weiter westlich des Plangebietes verläuft die Bahnstrecke Hude – Nordenham, weiter östlich 

befinden sich die Weser und Hafengebiete. 

Das Plangebiet ist weitgehend versiegelt und bebaut. Während der Vorgartenbereich des Hau-

ses Hafenstraße Nr. 3 weitgehend geschottert ist, wird der rückwärtige Bereich des Eckgebäu-

des zur Lindenstraße als Parkplatz genutzt und ist bereits versiegelt. Ebenfalls nahezu bebaut 

ist das Grundstück Haus Nr. 6. Im Straßenbereich der Lindenstraße stehen einzelne Kopf-
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bäume (Linden). Die Zwischenräume und der rückwärtige Bereich des Gebäudekomplex Ha-

fenstraße Nr. 4 und 5 sind ungenutzt, es hat sich sukzessive Gehölzaufwuchs (Weiden, Holun-

der und Bergahorn) ausgeprägt. 

Entsprechend der dichten Bebauung ist nur von einer geringen Bedeutung des Gebietes für 

Pflanzen und Tiere auszugehen. So sind in den einzelnen Gehölzen lediglich siedlungstypische 

störungsunempfindliche Brutvögeln zu erwarten, aber an und in den Gebäuden sind dennoch 

Gebäudebrüter nicht auszuschließen. Auch besteht mit den Gebäuden grundsätzlich ein Quar-

tierspotenzial für Fledermäuse. Diesbezüglich gibt es Hinweise auf das Brutvorkommen von 

Mauerseglern und von Quartieren der Zwergfledermaus, Breitflügelfledermaus und von Lang-

ohren an bzw. in den Bestandsgebäuden.  

Die Böden des Plangebietes umfassen tiefe Kleimarschböden innerhalb der Bodenlandschaft 

(BL) der alten Marsch. Die Böden bzw. die Bodenfunktionen sind aufgrund der vorhandenen 

Bebauung und Versiegelung weitgehend überprägt. Die Marschböden gelten gegenüber Bo-

denverdichtung als gefährdet. Entsprechend ist die standörtliche Verdichtungsempfindlichkeit 

der Böden sehr hoch. Die Marschböden weisen auch eine sehr hohe Bodenfruchtbarkeit auf. 

Die bodenkundliche Feuchtstufe liegt bei 8: mittel feucht; d.h. für Wiese geeignet, für Weide 

bedingt geeignet, für Intensivweide und Acker zu feucht. 

Aufgrund der äußerst hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit liegt ein Suchraum für schutzwür-

dige Böden vor, aber aufgrund der zuvor ausgeführten hohen Versiegelung und Bebauung 

liegt für den Siedlungsbereich eine hohe Überformung der natürlichen Funktionen und Wer-

tigkeiten vor. Das Gebiet befindet sich zudem im Bereich sulfatsaurer Böden.7 

In Tiefenbereichen von 0-2 m steht demnach kalkfreies toniges Material; örtlich mit sulfatsau-

rem Material an: Schluffig-tonige Ablagerungen der Uferwälle und deren Hinterländer (epilito-

rale Sedimente) und alte eingedeichte Gebiete (Groden vor dem 17. Jh.) und schwefelärmere 

lagunäre Ablagerungen im Bereich des Tiderückstaus. Maßnahme: Erkundung bei begründe-

ten Hinweisen im Bodenprofil wie schwarzes Eisensulfid, Jarosit und/oder Eisenausfällungen 

(Feststellung durch bodenkundliches Fachpersonal) oder bei gehemmtem Pflanzenwachstum 

(Auszug aus NIBIS Kartenserver).  

Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht ausgebildet, nördlich des Plangebietes befindet 

sich der Binnenhafen, östlich an den Siedlungsbereich schließt die Weser an. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des küstennahen Bereichs und weist bezüglich der Grundwas-

serneubildungsrate eine geringe Neubildungsrate von 0 – 50 mm/Jahr auf. Die Lage der 

Grundwasseroberfläche beträgt >0 bis 1 m (NHN). Der Grundwasserleiter ist vollständig oder 

fast vollständig versalzt (>250 mg/l Chlorid).8 

Wasserschutzgebiete sind nicht ausgeprägt, das Gebiet befindet sich innerhalb der Grenzen 

der großflächigen Risikogebiete HQextrem der Hochwassergebiete (s. auch Ausführungen in 

Kap. 4.15). 

Innerhalb des Siedlungsbereichs von Brake ist regional ein Klima besiedelter Bereiche anzu-

nehmen. Die gesamträumliche und großklimatische Situation wird durch den maritimen Klima-

bereich mit der ausgleichender Wirkung des Meeres geprägt. 

Das Landschafts- bzw. Ortsbild wird durch die maritim geprägte Bebauung an der Hafenstraße 

bestimmt, die durch die denkmalgeschützten Gebäude Hafenstraße Nr. 5 und 6 unterstrichen 

wird. 

Besondere Wechselwirkungen sind nicht ausgeprägt. 

 
7  NIBIS® Kartenserver (2021): Bodenkunde - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. 
8 NIBIS® Kartenserver (2021): Hydrogeologie - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/


25 Stadt Brake (Unterweser): Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 90  
 

Auswirkungen der Planung/ Eingriffsregelung 

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen werden entsprechend den bestehenden Ausprägun-

gen und planungsrechtlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes und auf-

grund der Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 abgeleitet. Zur 

besseren Übersicht wird daher zunächst der planungsrechtliche Bestand dem des Vorhaben-

bezogenen Bebauungsplanes gegenübergestellt, woraus sich dann ggf. die Änderungen ab-

leiten lassen. Diese werden auch in Hinblick auf die Eingriffsregelung beurteilt.  
 

Bebauungsplan Nr. V Vorhabenbezogener Be-

bauungsplan Nr. 90 

Auswirkungen auf Natur und 

Landschaft 

Sondergebiet „Kernstadt-

rand/ Hafenrandzone“ mit ei-

ner Grundflächenzahl von 0,7 

und einer Geschossflächen-

zahl von 1,7. Gemäß Rechts-

kraft des Bebauungsplanes 

liegt gem. BauNVO vor 1990 

keine Begrenzung der Ne-

benanlagen vor. Es ist eine 

Versiegelung von bis zu 

100% zulässig. 

Im Bestand ist der Bereich 

bereits weitgehend bebaut 

und versiegelt.  

 

Baugebiet mit einer GRZ 

von 0,8, einer zweigeschos-

sigen Bauweise. 

Übernahme der Denkmal-

schutzgebäude. 

Zulässige Überschreitung 

der maximal zulässigen 

Grundfläche auf 0,95. 

 

Änderung der Festsetzungen von 

einem Sondergebiet zu einem Nut-

zungskatalog im Sinne eines Urba-

nen Gebietes; jedoch keine Erhö-

hung der Versiegelung, da gemäß 

der BauNVO erst ab 1990 eine Be-

grenzung der Versiegelung für Ne-

benanlagen festgesetzt ist. Demzu-

folge ist auch bei einer zulässigen 

Überschreitung der maximal zuläs-

sigen Grundfläche auf 0,95 gegen-

über dem Bestand bzw. dem Plan-

recht keine Erhöhung der Ausnut-

zungsziffern abzuleiten. 

Es liegt kein Eingriff vor.  

Insgesamt ergeben sich mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 

zur Wiederherstellung und Ergänzung des Gebäudeensemble an der Hafenstraße Nr. 3 bis 6 

nach historischem Vorbild keine relevanten Änderungen gegenüber der Ausgangssituation.  

Unter dem Vermeidungsgrundsatz werden die maßgeblichen Ausnutzungen der Bestandsbe-

bauung, insbesondere die Versiegelungsraten, straßenseitigen Bauflächenausrichtung, die 

Geschossigkeit und die rückwärtigen Parkplätze und sonstigen rückwärtigen Freiflächen über-

nommen, bzw. hafenbezogen neu entwickelt. Dabei erfolgt die Neubebauung in Anlehnung an 

den Bestand und den historischen Vorgaben sowie der Lage am Binnenhafen. 

Erhebliche Beeinträchtigungen von Tieren, Pflanzen und der biologischen Vielfalt, von Fläche 

und Boden, dem Wasserhaushalt sowie Klima/Luft und dem Landschaftsbild, die durch die 

Planung vorbereitet würden, sind dabei nicht zu erkennen. Ein Eingriff liegt nicht vor. 

Artenschutz 

Gemäß § 44 BNatSchG bestehen bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng ge-

schützte Tier- und Pflanzenarten. Diese Verbote beziehen sich auf konkrete Handlungen. Im 

Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist allerdings zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Vor-

gaben die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern. 

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sind die Verbote des speziellen Artenschutzes für zulässige Vor-

haben innerhalb von Bebauungsplan-Gebieten nur anzuwenden, sofern und soweit Arten des 

Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vogelarten betroffen sind. Die nachfolgenden 

Ausführungen beschränken sich deshalb auf diese Artenvorkommen, insbesondere auf zu er-

wartende Brutvögel und Fledermäuse, wobei hier aufgrund von Hinweisen vor allem Vorkom-

men von Mauerseglern sowie Quartiere der Zwergfledermaus, Breitflügelfledermaus und von 

Langohren zu beachten sind.  
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In Bezug auf das „Verbot der Tötung und Schädigung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)“ 

ist eine Tötung oder Schädigung von Vögeln insbesondere von nicht flüggen Jungvögeln oder 

Vogeleiern möglich, wenn im Zuge der Bauphase besetzte Niststätten durch Gehölzbeseiti-

gungen oder Abriss- Sanierungs- und Neubauarbeiten betroffen sind. Durch bauzeitliche Maß-

nahmen (Durchführung von Gehölzfällungen und Abriss-, Sanierungs- und Neubauarbeiten 

außerhalb der Vogelbrutzeit) kann ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsgebot ver-

mieden werden. Soweit dieser Zeitraum nicht eingehalten werden kann, lässt sich im Rahmen 

einer ökologischen Baubegleitung überprüfen, ob Brutgelege oder Nestlinge betroffen sind. Ist 

dies der Fall, sind die Arbeiten zu verschieben, bis die Brut- und Aufzucht abgeschlossen ist.  

Im Zuge eines Gebäudeabrisses oder baulicher Erweiterungen/Umbauten können auch Fle-

dermäuse geschädigt werden. Daher ist es erforderlich, vor Umsetzung bauvorbereitender 

Maßnahmen eine Erfassung durch einen Fachgutachter auf Fledermausvorkommen vorzuneh-

men und insbesondere eine gezielte Gebäudekontrolle durchzuführen. Durch zeitliche Vorga-

ben, insbesondere zur Durchführung der Arbeiten außerhalb der Quartierszeit kann die Schä-

digung von Individuen vermieden werden. Im Fall von festgestellten Quartiersnutzungen sind 

die Arbeiten zu verschieben, bis die Quartiersnutzung beendet ist. 

Das „Verbot des Verlustes der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG) bezieht sich auf konk-

ret abgrenzbare Lebensstätten (z. B. Vogelnester, Fledermausquartiere) und schützt diese im 

Zeitraum der aktuellen Nutzung. Darüber hinaus sind wiederkehrend genutzte Lebensstätten 

auch außerhalb der Phase aktueller Nutzung geschützt (z. B. Storchenhorste, Fledermauswin-

terquartiere). Der Verlust von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten stellt keinen artenschutzrecht-

lichen Verbotstatbestand (gemäß § 44 (5) BNatSchG) dar, wenn die ökologische Funktion für 

betroffene Tierarten im räumlichen Zusammenhang weiter gewährleistet werden kann. 

Sollten daher bei der erforderlichen Überprüfung und Kontrolle der Gebäude vor Umsetzung 

der der baulichen Maßnahmen dauerhafte Lebensstätten artenschutzrechtlich relevanter Tier-

arten festgestellt werden, sind die Arbeiten während der Dauer der Besiedlung einzustellen 

und zum anderen ist im Weiteren zu gewährleisten, dass die Funktion der Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten im räumlichen Umfeld aufrechterhalten wird. Dafür sind ggf. Nisthilfen (wie z.B. 

der Einbau von Mauersegler-Kästen an der Fassade) oder Fledermauskästen in Abstimmung 

mit der Unteren Naturschutzbehörde zu installieren.  

Das „Verbot der erheblichen Störung von Tieren (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)“ trifft dann zu, 

wenn durch die sich der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtern 

würde.  

Auch wenn während der Baumaßnahmen von einem temporär erhöhten Störpotential auszu-

gehen ist, ist zum einen ein Ausweichverhalten betroffener Arten anzunehmen. Aufgrund der 

Lage im Siedlungszusammenhang, der bestehenden Bebauung und der nur kleinflächigen Än-

derung ist davon auszugehen, dass sich der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 

Art nicht verschlechtert.  

Bei Einhaltung o.g. Vermeidungsgrundsätze sind artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 

nicht anzunehmen. 

Natura 2000-Verträglichkeit 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet ist das FFH-Gebiet „Unterweser“ (2316-331), wel-

ches den östlichen Teil der Weser und die östlichen Uferbereiche umfasst. Der Abstand vom 

Plangebiet zum Schutzgebiet beträgt etwa 350 m. Das EU-Vogelschutzgebiet (DE 2617-401) 
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„Unterweser ohne Luneplate“ (V 27) grenzt östlich der Weser an den Weserdeich an, der Ab-

stand zum Plangebiet beträgt etwa 800 m. 

Somit sind im östlichen Umfeld der Stadt Brake Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

(FFH-Gebiete oder Europäische Vogelschutzgebiete) ausgeprägt.9 

Nachteilige Auswirkungen der vorhabenbezogenen Planung auf die FFH- oder EU-Vogel-

schutzgebiete sind wegen der Bestandsausprägung und der bestandsorientierten Neufestset-

zungen gegenüber dem Ist-Zustand nicht abzuleiten. Zudem liegen zwischen dem Gebiet und 

den Schutzgebieten noch weitere Siedlungsbereiche, so dass auch wegen der bereits beste-

henden, einrahmenden Siedlungsstrukturen keine relevanten Lebensraumstrukturen und di-

rekten Wechselbeziehungen anzunehmen sind. 

Erhebliche Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten werden durch die Planung somit 

nicht begründet. Die Verträglichkeit mit dem Schutzgebietssystem Natura 2000 wird angenom-

men. 

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete und Schutzobjekte liegen im Plangebiet nicht vor. 

Landschaftsplanung 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Wesermarsch von 2015 weist im Zielkonzept für 

den Siedlungsbereich der Stadt Brake (Unterweser) keine Zielvorgaben aus. Auch in der Karte 

zu Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter Teile von Natur und Landschaft werden für das 

Plangebiet keine Vorgaben zu Schutzgebieten oder zu potenziellen Gebieten oder geschützten 

Biotopen herausgestellt. Vorgaben für die Planung sind daraus nicht abzuleiten. 

4.11 Belange der Wirtschaft 

Mit der Festsetzung eines Nutzungskataloges im Sinne des Urbanen Gebietes wird die örtliche 

Wirtschaft gestärkt. Zum einen können Räumlichkeiten auch für Gewerbetreibende und Kul-

turschaffende errichtet werden. Dies kann positive Effekte auf den örtlichen Arbeitsmarkt ha-

ben. Zum anderen kann eine Stärkung der Wohnfunktion im Stadtgebiet Brakes auch die wirt-

schaftliche Entwicklung der Stadt stärken. 

4.12 Technische Infrastruktur, Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet ist bereits beinahe vollständig versiegelt. Die vorhandenen Gebäude bleiben 

im Wesentlichen erhalten. Die Entsorgung des anfallenden Niederschlagswassers erfolgt im 

bestehenden System.  

Die Versorgung des Gebietes mit Strom, Gas und Wasser sowie die Schmutzwasserbeseiti-

gung können durch die bestehenden Netze der Ver- und Entsorgungsträger sichergestellt wer-

den. 

Im Bereich der Hafenstraße befindet sich kein Schmutzwasserkanal. Darum muss der An-

schluss über die Lindenstraße erfolgen. Die Grundstücke Nr. 3, 4, 5 und 6 haben denselben 

Eigentümer, somit könnte die Anbindung an das öffentliche Kanalnetz zunächst über die 

Grundstücksfläche als Hausanschlussleitung führen und dann an den Hauptkanal in der Lin-

denstraße anbinden. Der Anschluss wäre dann an der Haltung von Schacht Nr. 50737 bis 

Schacht Nr. 50738 möglich. 

 
9  Niedersächsische Umweltkarten, Hrsg:  Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klima-

schutz 
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4.13 Belange des Verkehrs  

Das Plangebiet ist über die Hafenstraße erschlossen. In südlicher Richtung führt die Hafen-

straße zur Breiten Straße über die die Bundesstraße 212 erreicht wird. Das Plangebiet ist damit 

auf kurzem Weg an das örtliche und überörtliche Verkehrsstraßennetz angebunden.  

Der nächstliegende Anschluss an das Schienennetz befindet sich mit dem Bahnhof Brake 

nordwestlich des Plangebietes in ca. 150 m Entfernung. Der Bahnhof Brake wird von der RS 4 

bedient, die nach Norden Richtung Nordenham und nach Südosten Richtung Bremen führt.  

Die nächste Bushaltestelle liegt ebenfalls beim Bahnhof Brake. Es bestehen Busverbindungen 

nach Ovelgönne, zur Fähre Blexen, nach Nordenham, nach Oldenburg und nach Bremer-

haven.  

Damit ist das Plangebiet gut an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs angebunden.  

4.14 Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen Ent-
wicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städte-
baulichen Planung 

Der Masterplan Innenstadt empfiehlt u.a. die Umgestaltung der Hafenstraße samt angrenzen-

der Parkplätze zur einer „maritimen Meile“, eine Nachnutzung der Packhäuser zu Wohnbau-

zwecken an der Hafenstraße 3-6 sowie eine Anpassung bauleitplanerischer Festsetzungen an 

den anstehenden Transformationsprozess in der Innenstadt. Mit der Aufstellung des Vorha-

benbezogenen Bebauungsplanes werden diese Ziele umgesetzt. Außerdem knüpft die Stadt 

Brake (Unterweser) an die Ergebnisse der städtebaulichen Untersuchung an und wertet das 

Plangebiet städtebaulich auf und bereitet eine Nutzungsmischung planungsrechtlich vor. 

4.15 Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge 

Im Zuge der Planung wurde überprüft, ob der Geltungsbereich des Bauleitplans in einem Über-

schwemmungsgebiet, einem vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet oder in einem 

Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten liegt. Bei Risikogebieten außerhalb 

von Überschwemmungsgebieten handelt es sich um Flächen, bei denen nach § 78b WHG ein 

signifikantes Hochwasserrisiko ermittelt wurde und die bei einem Hochwasser mit niedriger 

Wahrscheinlichkeit (HQextrem) über das festgesetzte bzw. vorläufig gesicherte Überschwem-

mungsgebiet hinaus überschwemmt werden können. 

Die Überprüfung des Hochwasserrisikos unter Zuhilfenahme der Niedersächsischen Umwelt-

karten ergibt, dass das Plangebiet aufgrund der Nähe zur Küste innerhalb des Risikogebietes 

HQextrem liegt.  
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Abbildung 15: Auszug aus den niedersächsischen Umweltkarten, Thema Hochwasserschutz 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Siedlungsgebietes der Stadt Brake. Das Plangebiet ist weit-

gehend bebaut und eignet sich daher besonders für eine bauliche Nachverdichtung. Nachver-

dichtungen führen dabei im Verhältnis zu der schon vorhandenen Bebauung nur zu einer ge-

ringfügigen Erhöhung der überbauten Flächen. Eine Nachverdichtung liegt im überwiegenden 

öffentlichen Interesse, weil damit eine Stadt der kurzen Wege umgesetzt wird. Die Stadt Brake 

geht davon aus, dass bauliche Maßnahmen mit den Anforderungen des Hochwasserschutzes 

vereinbar sind und die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigen. Auf Genehmigungs-

ebene ist sicherzustellen, dass die Vorhaben die Belange des Hochwasserschutzes nicht oder 

nur unwesentlich beeinträchtigen. Im Rahmen der Objektplanung ist eine hochwasserange-

passte Bauweise zur Vermeidung von erheblichen Sachschäden oder zum Schutz von Leben 

und Gesundheit zu berücksichtigen. Gebäude sollten hochwasserangepasst geplant und ge-

baut werden.  

Aufgrund der vermehrt auftretenden Starkregen- und Hochwasserereignisse der letzten Jahre 

wurde bereits 2018 auf Bundesebene die Aufstellung eines länderübergreifenden Raumord-

nungsplans für den Hochwasserschutz beschlossen. Mit der Verordnung über die Raumord-

nung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV), die am 1. Septem-

ber 2021 in Kraft getreten ist, wurde nun auf der Grundlage von § 17 Raumordnungsgesetz 

(ROG) ein „Länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz“ (Anlage zur 

Verordnung) aufgestellt.  

Die Planungsebenen in Deutschland sind nun angehalten, bei raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen auf Grundlage der im BRPHV formulierten Ziele und Grundsätze zum Hoch-

wasserrisikomanagement sowie zu Klimawandel und -anpassung, eine verbindliche und län-

derübergreifende Berücksichtigung der Hochwasserrisiken sowie die Auswirkungen des Kli-

mawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse vorzunehmen. 

Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sind gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 6 ROG „Pla-

nungen einschließlich der Raumordnungspläne, Vorhaben und sonstige Maßnahmen, durch 

die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebie-

tes beeinflusst wird, einschließlich des Einsatzes der hierfür vorgesehenen öffentlichen Finanz-

mittel“. 
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Die Stadt Brake geht davon aus, dass Belange der Raumordnung und des Hochwasserschut-

zes der Planung nicht entgegenstehen. Bei der Planung handelt es sich nicht um eine raum-

bedeutsame Planung oder Maßnahme. Der länderübergreifende Raumordnungsplan für den 

Hochwasserschutz ist daher nicht anzuwenden. Belange des Hochwasserschutzes und der 

Hochwasservorsorge sind dennoch in der Planung zu berücksichtigen. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass mit zunehmenden Überflutungsereignissen zu rechnen ist.  

4.16 Belange von Flüchtlingen und Asylbegehrenden 

Es werden keine Regelungen für die Schaffung von z. B. Flüchtlingsunterkünften oder ver-

gleichbaren Einrichtungen getroffen, auch sind im Plangebiet keine konkreten Projekte vorge-

sehen.  

Anlagen für soziale Zwecke sind im Plangebiet zulässig. Die Belange von Flüchtlingen und 

Asylbegehrenden werden damit hinreichend berücksichtigt. 

4.17 Belange der ausreichenden Versorgung mit Grün- und Freiflächen 

Die Weser und das Weserufer mit dem Schleusenwärterhäuschen sind in wenigen Minuten 

fußläufig erreichbar. Ein Spielplatz befindet sich 150 m südlich des Plangebietes an der Breiten 

Straße. Weitere Spielplätze liegen im Stadtgebiet verteilt.  

4.18 Belange des Bodenschutzes 

Das Plangebiet ist bereits vollständig baulich genutzt und sehr hoch versiegelt. Eine zusätzliche 

Versiegelung bislang unversiegelter Freiflächen geht mit der Planung nicht einher.  

4.19 Kampfmittel 

Es sind keine Hinweise auf Kampfmittel bekannt. 

4.20 Altlasten 

Das Plangebiet liegt nach den derzeitigen Erkenntnissen nicht im Bereich eines registrierten 

Altstandortes. Im Altlastenkataster des NIBIS-Kartenservers (letzter Zugriff: September 2024) 

sind keine Altlasten vorhanden. Sollten jedoch konkrete Hinweise auf Altablagerungen im Plan-

gebiet bekannt werden, ist die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Wesermarsch zu 

benachrichtigen. 

5 Darlegung der Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Die Stadt Brake (Unterweser) führt im Zuge der Aufstellung dieses Bebauungsplanes Beteili-

gungsverfahren gemäß §§ 3 und 4 BauGB durch, mit denen den Bürgern, Behörden und sons-

tigen Trägern öffentlicher Belange die Möglichkeit gegeben wird, Anregungen und Hinweise 

zu den Planinhalten vorzutragen. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB werden diese öffentlichen und pri-

vaten Belange in die Abwägung eingestellt sowie gegeneinander und untereinander gerecht 

abgewogen.  

5.1 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB  

• Einwender wenden sich gegen die Wahl eines gewerbegebietstypischen Ansatzes für 

den Binnenhafen im Lärmgutachten. Dies sei nicht sachgerecht und werde der Bedeu-
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tung des Hafens nicht gerecht. Die Einwender erwarten bei Realisierung der vorgesehe-

nen Planung zukünftig erhebliche Konfliktsituationen zwischen der geplanten Wohnnut-

zung und den unverändert wichtigen und vorgesehenen Nutzungszwecken sowohl des 

Binnenhafens Brake als auch des gesamten Seehafens. Die Erlangung gesunder Wohn-

verhältnisse sei im Plangebiet nicht möglich. Die Nordfassaden der vier Vorhabengrund-

stücke würden sowohl tagsüber als auch nachts nicht die vorgesehenen Grenz- und Ori-

entierungswerte der TA-Lärm für ein urbanes Quartier erreichen. Die Nutzung sowohl 

des Seehafens als auch des Binnenhafens Brake stehe unter der Aufsicht des Staatlichen 

Gewerbeaufsichtsamtes Oldenburg. 

Es haben umfangreiche Abstimmungen zum Immissionsschutz mit Vertretern der Hafenwirt-

schaft stattgefunden.  

Dabei hat sich zunächst herausgestellt, dass durch die etablierte und rechtlich abgesicherte 

Vorgehensweise des Gewerbeaufsichtsamtes in dem sogenannten Lärmmanagementsystem 

die aktuellen, aber auch die zukünftigen Belange der Hafenbetreiber im Zusammenhang mit 

konkreten Genehmigungsverfahren für die Änderung oder Neuerrichtung der Hafenanlagen 

ausreichend gesichert sind. Dazu bedarf es also keiner weiteren rechtlichen Regelung. 

Außerdem wurde in einem Abstimmungsgespräch im Videoformat am 05.05.2025 festgehal-

ten, dass von Seiten aller Teilnehmer (Hafenwirtschaft sowie ihres Rechtsbeistandes und der 

Stadt Brake) keine Bedenken gegen eine Reduzierung der Schallkontingente in dem benach-

barten Bebauungsplan Nr. V bestehen (Sondergebiete 1 und 2 des Bebauungsplanes Nr. V). 

Das Schallgutachten wurde entsprechend überarbeitet. Ein Aufstellungsbeschluss für die Än-

derung des Bebauungsplanes Nr. V wird getroffen. Die für das Dachgeschoss erforderlichen 

passiven Schallschutzmaßnahmen wurden ebenfalls abgestimmt. 

Weiterhin werden Duldungsdienstbarkeiten und Baulasten in den Grundbüchern der betroffe-

nen Vorhabengrundstücke bei späteren Baugenehmigungsverfahren eingetragen. Die Dul-

dungsdienstbarkeit bezieht sich neben Lärm auch auf Geruch, Staub, Licht und Erschütterun-

gen. 

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt wurde in den Abstimmungsprozess einbezogen. 

• Einwender zweifeln die im Schallgutachten zugrunde gelegten Zugzahlen an. Es sei mit 

einer deutlichen Steigerung zu rechnen. Aktuell werde die Strecke Nordenham-Blexen 

reaktiviert. 

Die Schallgutachter haben Vergleichsberechnungen mit Steigerungen im Bahnverkehr mit 20 

%, 60 % und 100 % durchgeführt. Die Berechnung hat gezeigt, dass sich dabei für die am 

stärksten betroffene Nordfassade der geplanten Gebäude keine höheren Lärmpegelbereiche 

nach DIN 4109-1 ergeben. Letztlich ist für den eingleisigen Streckenabschnitt aber auch ir-

gendwann die Kapazitätsgrenze erreicht. 

• Einwender kritisieren die Ausweisung eines Urbanen Gebietes bzw. die Zulässigkeit von 

Wohnnutzungen. Eine solche Wohnnutzung auf den Vorhabengrundstücken sei auf 

Dauer unvereinbar mit der Existenz des Binnen- und Seehafens Brake und vor allem 

seinen aktuellen und zukünftigen Erweiterungsmöglichkeiten. Eine Ausrichtung von stör-

empfindlichen Wohnräumen nach Süden für die drei Gebäude mache aufgrund der Zu-

schnitte keinen Sinn und entspreche auch nicht der veröffentlichten Planung.  

Es handelt sich um einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Im Vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan besteht kein Erfordernis, eine Baugebietskategorie nach Baunutzungsverord-

nung festzusetzen. Das Vorhaben ergibt sich vielmehr aus dem Lageplan und der Vorhaben-

beschreibung. Im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90 wird eine Festsetzung zur Art 
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der zulässigen Nutzung in Anlehnung an ein Urbanes Gebiet getroffen. Ein Urbanes Gebiet 

wird nicht festgesetzt. Im Plangebiet sollen u.a. Wohnungen errichtet werden. Im Detail wird 

auf die Vorhabenbeschreibung verwiesen.  

• Einwender kritisierten eine fehlende Auseinandersetzung mit anderen Immissionsarten 

wie potenziell zulässigen Geruchsbelastungen, die Staubentwicklung, Erschütterungen 

und Lichtimmissionen. 

Im Rahmen der ständigen Weiterentwicklung der Infrastruktur zum Umschlag und der Lage-

rung von Schüttgütern, wurden die durch die Betriebe im Braker Hafen hervorgerufenen Stau-

bemissionen und -immissionen auf der Basis der Umschlagzahlen des Jahres 2023 berechnet 

und beurteilt. Es wurden die südlich bis nordwestlich und östlich vorhandenen Wohnhäuser 

als Immissionsorte betrachtet. Zur Bestimmung und Beurteilung von Staubimmissionen wurde 

die TA Luft herangezogen. 

Die Untersuchung hat ergeben, dass die zulässige Gesamtbelastung an Feinstaubkonzentra-

tion PM 10, PM 2,5 und an Staubniederschlag an allen Immissionsorten in der Umgebung der 

des Seehafens eingehalten wird. 

Die Begründung wurde um diese Aussagen ergänzt. Die Stadt Brake geht auf der Grundlage 

der gutachterlichen Untersuchung davon aus, dass im Plangebiet keine unzulässigen 

Staubimmissionen vorliegen. 

Es wird ein Durchführungsvertrag geschlossen. Darin verpflichtet sich der Vorhabenträger zur 

Eintragung von Dienstbarkeiten und Baulasten im Baulastenverzeichnis des Landkreises zur 

Hinnahme von Erschütterungen, Lichtimmissionen und Gerüchen. Auch in der Begründung 

wird auf diese Immissionen hingewiesen. Sie sind von zukünftigen Bewohnern zu dulden. Die 

Stadt Brake geht davon aus, dass sich zukünftige Bewohner in unmittelbarer Hafennähe dem 

besonderen Flair ihres Wohnortes aber auch den damit einhergehenden Einschränkungen 

durch Immissionen bewusst sind. 

5.2 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

• Der Landkreis Wesermarsch hat in Bezug auf die im Lageplan eingetragene Nebenan-

lage auf einzuhaltende Grenzabstände hingewiesen.  

Das Nebengebäude hat eine Länge von 9,0 m. Das Nebengebäude ist daher innerhalb der 

nicht überbaubaren Flächen zulässig. Eine textliche Festsetzung ist nicht erforderlich. 

• Der Landkreis Wesermarsch hat in Bezug auf die festgesetzte maximale Gebäudehöhe 

die Festlegung eines unteren Bezugspunkts angeregt. Idealerweise sei dies in Bezug auf 

die Erschließung (öffentlich) vorzunehmen. 

Der Anregung zur Festlegung eines unteren Höhenbezugspunktes wird nicht entsprochen. Die 

maximal zulässige Gebäudehöhe wird über angrenzender Fahrbahnoberkante der Hafen-

straße festgesetzt. Die Hafenstraße ist ausgebaut, insofern ist der Bezugspunkt klar definiert. 

Die Festsetzung wurde jedoch konkretisiert, in dem ergänzt wird, dass mittig der Fassade und 

rechtwinklig zur Fahrbahn zu messen ist. 

• Der Landkreis Wesermarsch hat Hinweise zum Brandschutz vorgebracht. Es müsste 

mindestens eine Außenwand mit notwendigen Fenstern oder den zum Anleitern be-

stimmten Stellen für Feuerwehrfahrzeuge (12 to Normfahrzeuge) auf einer befahrbaren 

Fläche erreichbar sein, andernfalls könnte der zukünftige Bauherr verpflichtet werden, 

einen zweiten baulichen Rettungsweg (zweite Treppe) herzustellen. 
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Die Hinweise sind im Rahmen der Objektplanung berücksichtigt. 

• Der Landkreis Wesermarsch als untere Denkmalschutzbehörde hat auf die denkmalge-

schützten Gebäude Hafenstraße Nr. 5 und 6 hingewiesen. Jede Veränderung bedürfe 

der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde. Eine Ansichtszeichnung sei für 

eine solche Genehmigung nicht ausreichend. Insbesondere die beiden Baudenkmäler 

an der Hafenstraße würden als Ensemble die Hafenrandzone prägen und seien Merk-

male der Stadtsilhouette. Um eine denkmalrechtliche Abbruchgenehmigung des Bau-

denkmales Hafenstraße 5 erteilen zu können, müsse vorab eine wirtschaftliche Unzumut-

barkeitsprüfung durchgeführt werden. Anhand der komplexen, geplanten Maßnahmen 

sei allerdings davon auszugehen, dass der Bauherr wirtschaftlich dazu in der Lage sei, 

das Gebäude zu erhalten, weshalb die Untere Denkmalschutzbehörde dem Teilabbruch 

nicht zustimmen könne. 

Die denkmalschutzrechtlichen Details sind im Baugenehmigungsverfahren abzustimmen. Da-

rauf wird zur Entwurfsfassung explizit in den Hinweisen auf der Planzeichnung und in der Be-

gründung hingewiesen. Die bisherige Höhenfestsetzung von 13,50 m bleibt bestehen. Ein Hö-

henschnitt wird auf die Planzeichnung zur Entwurfsfassung aufgenommen. Die Visualisierung 

der Straßenansicht wird in die Vorhabenbeschreibung aufgenommen und ist damit zur Ent-

wurfsfassung auch auf der Planzeichnung wiedergegeben. 

Es hat eine Abstimmung mit der Denkmalschutzbehörde stattgefunden. Die Untere Denkmal-

schutzbehörde hat mit Schreiben vom 14.02.2025 mitgeteilt, dass bezüglich der geplanten, 

neuen Giebelfassade des Baudenkmals „Hafenstraße 6“ Bedenken bestehen, weil keine denk-

malpflegerische Auseinandersetzung mit diesem Bestandsgebäude stattgefunden habe. Es sei 

zu prüfen, ob die vordere Giebelfassade und die grundlegende Tragkonstruktion erhalten blei-

ben könne und somit die bautechnische Erhaltungsfähigkeit gegeben ist. Hier sei eine Aussage 

eines Sachverständigen Tragwerkplaners erforderlich, um zu ermitteln wie hoch der Aufwand 

der Erhaltung gegenüber einer Erneuerung des Giebels und der Tragkonstruktion ist. Sollte 

die Erhaltung der Giebelfassade und die grundlegende Tragkonstruktion statisch nicht möglich 

oder mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden sein, führt dies zu einem Verlust der 

Denkmaleigenschaft und das Gebäude wird gemäß § 4 Abs. 3 NDschG aus dem Verzeichnis 

der Baudenkmale gelöscht. 

Der Forderung nach Einbezug eines Sachverständigen Tragwerkplaners wurde nachgekom-

men. Der Forderung nach Einbezug eines Sachverständigen Tragwerkplaners wurde nachge-

kommen. Der Tragwerksplaner sind zu dem Ergebnis gekommen, dass eine Sanierung des 

Gebäudes aus wirtschaftlichen Gründen für nicht vertretbar gehalten wird. Es ist ein kompletter 

Ersatzbau erforderlich, um die statische und bauphysikalische Sicherheit des Gebäudes zu 

gewährleisten. Die Denkmalschutzbehörde hat in Kenntnis dieser sachverständigen Beurtei-

lung eine Entlassung des Gebäudes Hafenstraße 6 aus dem Denkmalschutz in Aussicht ge-

stellt. An gleicher Stelle wird daher ein neues Gebäude errichtet, das die Optik und Kubatur 

des heutigen Packhauses aufnimmt. Die Ergebnisse dieser gutachterlichen Überprüfung wur-

den in den Planunterlagen ergänzt. 

Es hat ein Vororttermin mit der Denkmalschutzbehörde am 16.01.2025 stattgefunden. Dabei 

wurde u.a. die rückwärtige Fassade des Gebäudes Hafenstraße 5 betrachtet. Die Inaugen-

scheinnahme der rückwärtigen Fassade ergab, dass diese nicht denkmalrelevant ist. Die Stadt 

Brake geht daher davon aus, dass einem Abbruch von rückwärtigen Gebäudeteilen am Ge-

bäude Hafenstraße 5 keine denkmalrechtlichen Belange entgegenstehen.   
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• Der Landkreis Wesermarsch hat nachgefragt, warum die gutachterlich vorgeschlagene 

Festsetzung zu Hamburger Fenstern als passive Schallschutzmaßnahme nicht in die 

Festsetzungen übernommen wurde. 

Es erfolgt keine Übernahme, da Hamburger Fenster“ u.a. aus Denkmalschutzgründen nicht 

realistisch sind. 

• Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt hat angeregt, die genannten „Annahmen“ im 

Schallgutachten durch konkrete Erkenntnisse der ansässigen Betriebe zu validieren und 

ggf. in der weiteren Planung zur berücksichtigen. Dazu wird eine Kontaktaufnahme zu 

den ansässigen Betrieben angeraten. 

Es haben umfangreiche Abstimmungen zum Immissionsschutz mit Vertretern der Hafenwirt-

schaft auch unter Einbezug des Gewerbeaufsichtsamtes stattgefunden.  

Dabei hat sich zunächst herausgestellt, dass durch die etablierte und rechtlich abgesicherte 

Vorgehensweise des Gewerbeaufsichtsamtes in dem sogenannten Lärmmanagementsystem 

die aktuellen, aber auch die zukünftigen Belange der Hafenbetreiber im Zusammenhang mit 

konkreten Genehmigungsverfahren für die Änderung oder Neuerrichtung der Hafenanlagen 

ausreichend gesichert sind. Dazu bedarf es also keiner weiteren rechtlichen Regelung. 

Außerdem wurde in einem Abstimmungsgespräch im Videoformat am 05.05.2025 festgehal-

ten, dass von Seiten aller Teilnehmer (Hafenwirtschaft sowie ihres Rechtsbeistandes und der 

Stadt Brake) keine Bedenken gegen eine Reduzierung der Schallkontingente in dem benach-

barten Bebauungsplan Nr. V bestehen (Sondergebiete 1 und 2 des Bebauungsplanes Nr. V). 

Das Schallgutachten wurde entsprechend überarbeitet. Die für das Dachgeschoss erforderli-

chen passiven Schallschutzmaßnahmen wurden ebenfalls abgestimmt. 

Weiterhin werden Duldungsdienstbarkeiten und Baulasten in den Grundbüchern der betroffe-

nen Vorhabengrundstücke bei späteren Baugenehmigungsverfahren eingetragen. Die Dul-

dungsdienstbarkeit bezieht sich neben Lärm auch auf Geruch, Staub, Licht und Erschütterun-

gen. 

• Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie hat auf die Auswertungsmöglichkei-

ten im NIBIS Kartenserver zum Baugrund hingewiesen. 

Der NIBIS Kartenserver wurde ausgewertet. 

• Die Deutsche Bahn AG hat darauf hingewiesen, dass Ansprüche gegen die Deutsche 

Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb der Eisenbahn Form ausgeschlossen seien. Mit 

der Beeinflussung von auf magnetische Felder empfindlichen Geräten sei zu rechnen. 

Der Hinweis wurde in der Begründung ergänzt. 

• Der OOWV hat auf seine Leitungen hingewiesen. Zudem wurde redaktionelle Hinweise 

zur Trinkwasserversorgung, Löschwasserversorgung und zur Schmutzwasserentsor-

gung vorgebracht. Es wird empfohlen, in das Oberflächenentwässerungskonzept einen 

Überflutungsnachweis aufzunehmen. Der OOWV hat zudem angeregt, Gründächer und 

wasserdurchlässige Beläge festzusetzen. Niederschlagswasser solle vor Ort versickern 

oder im Ausnahmefall direkt in ein offenes Gewässer eingeleitet werden. 

Der dem Schreiben des OOWV beigefügten Anlage ist zu entnehmen, dass sich die Bestands-

anlagen (Hauptleitungen) innerhalb der angrenzenden Verkehrsflächen befinden. Innerhalb 

des Plangebietes sind lediglich Hausanschlussleitungen vorhanden. 
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Das Plangebiet ist im Bestand bereits fast vollständig versiegelt. Der Versiegelungsgrad bleibt 

damit im Wesentlichen unverändert. Ein Überflutungsnachweis wird im Zuge der Bebauungs-

planverfahrens nicht für erforderlich gehalten.  

Der Anregung zur Festsetzung von Gründächern wird nicht nachgekommen. Im Bestand wei-

sen die Gebäude geneigte Dächer auf. Die Gebäude im Plangebiet und angrenzend sind zum 

Teil denkmalgeschützt. Das äußere Erscheinungsbild der Gebäude soll insgesamt erhalten 

bleiben. 

Über die konkrete Ausgestaltung der Freiflächen wird auf nachgelagerter Planungsebene im 

Detail entschieden. Der Blick in den geplanten Innenhof zwischen den Gebäuden Hafenstraße 

Nr. 5 und 6 in der Vorhabenbeschreibung zeigt bereits eine Begrünung der Freiflächen und 

die Anpflanzung von Hecken und Bäumen auf. 

Das Plangebiet ist im Bestand bereits fast vollständig versiegelt. Der Versiegelungsgrad und 

das bestehende Entwässerungssystem bleiben im Wesentlichen unverändert. 

• Die Deutsche Telekom Technik GmbH und die EWE Netz GmbH haben Hinweise zur 

Ausbauplanung vorgebracht.  

5.3 Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

• Der NABU wies - aufgrund von Versäumnissen in der Vergangenheit - auf umfassende 

Kartierungen von Vogel- und Fledermausvorkommen im Rahmen des VBP 90 hin. Die 

noch bestehenden Gebäude seien Brutplätze von stark bedrohten Mauerseglern sowie 

Quartiere der Zwergfledermaus, Breitflügelfledermaus und Langohren. 

Da ein Baubeginn zum Abbruch und Wiederaufbau bzw. der Neubau von Gebäuden noch nicht 

feststeht und voraussichtlich nicht vor nächstes Jahr begonnen werden wird, ist eine Kontrolle 

der Gebäude auf das Vorkommen von Brutvögeln und von Fledermäusen in Abstimmung mit 

der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Wesermarsch vor Beginn der Baumaßnah-

men durchzuführen. Diese Bestandserfassung ist zu dokumentieren und die sich aus den Vor-

kommen ergebenden Maßnahmen zur Vermeidung von Tötungen und Gefährdungen arten-

schutzrechtlich relevanter Arten und von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der ökologischen 

Funktion im räumlichen Zusammenhang sind mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustim-

men. Das Erfordernis der Artenschutzkontrolle ist somit auf der Baugenehmigungsebene 

durchzuführen. Die Hinweise zum Vorkommen von Brutplätzen von stark bedrohten Mauer-

seglern sowie von Quartieren der Zwergfledermaus, der Breitflügelfledermaus und von Lang-

ohren wurden in der Begrünung ergänzt und die Hinweise zum Artenschutz konkretisiert. Eine 

Überprüfung/Kartierung der Arten ist vor Beginn der beabsichtigten baulichen Maßnahmen 

durchzuführen und geeignete Kompensationsmaßnahmen sind umzusetzen. Neben der Ein-

haltung von Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz vor Tötung und Gefährdung von Individuen 

(z.B. durch bauzeitliche Regelungen) sind auch Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Funk-

tion von Fortpflanzung- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang zu gewährleisten (z.B. 

Erhalt von Bruthabitaten und Quartieren, oder durch Anbringen von Ersatz-Nisthilfen (wie Mau-

ersegler-Einbaukästen, die in die Fassade integriert werden können) oder von Ersatzquartieren 

von Fledermäusen. 

5.4 Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

• Der Landkreis Wesermarsch hat darauf hingewiesen, dass vor dem Abbruch des Bau-

denkmals Hafenstraße 6 und vor dem Teilabbruch des Baudenkmals Hafenstraße 5 eine 

denkmalrechtliche Genehmigung nach § 10 NDSchG einzuholen sei.  
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Eine entsprechende denkmalrechtliche Genehmigung wird eingeholt. 

• Der Landkreis Wesermarsch hat darauf hingewiesen, dass in der Zeichnung „Geplante 

Straßenansicht, Hafenstraße 4 bis 6", die perspektivisch dargestellte Ansicht bzgl. des 

geplanten Anbaus an das Baudenkmal Hafenstraße 5 nicht konform mit der Gesamtdar-

stellung der Straßenansicht sei. Die Traufe des Anbaus sollte nicht höher sein als die 

Traufe des Baudenkmals Hafenstraße 5. 

Der Anregung wurde entsprochen. Die in der Zeichnung wiedergegebene „Geplante Straßen-

ansicht, Hafenstraße 4 bis 6“ wird entsprechend korrigiert. In der Begründung war bereits eine 

Straßenansicht mit Traufhöhe konform der Gesamtdarstellung der Straßenansicht wiederge-

geben. 

• Der Landkreis Wesermarsch als Untere Naturschutzbehörde hat darauf aufmerksam ge-

macht, dass sich an den noch bestehenden Gebäuden Brutplätze von stark bedrohten 

Mauerseglern sowie Quartiere der Zwergfledermaus, der Breitflügelfledermaus und von 

Langohren befinden würden. Eine Kartierung und Feststellung von Vorkommen dieser 

Arten und die Planung von geeigneten Kompensationsmaßnahmen sei vor Beginn der 

beabsichtigten Rückbaumaßnahmen durchzuführen, um einen Verstoß gegen § 44 

BNatSchG (besonderer Artenschutz) auszuschließen. 

Die Hinweise zum Vorkommen von Brutplätzen von stark bedrohten Mauerseglern sowie von 

Quartieren der Zwergfledermaus, der Breitflügelfledermaus und von Langohren wurden in der 

Begrünung ergänzt. Die Hinweise zum Artenschutz wurden entsprechend konkretisiert. 

Es ist eine Überprüfung/Kartierung der Arten vor Beginn der beabsichtigten Rückbaumaßnah-

men durchzuführen und geeignete Kompensationsmaßnahmen sind umzusetzen, insbeson-

dere, um eine Tötung von Individuen zu vermeiden und um die Aufrechterhaltung von Fort-

pflanzung- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang zu gewährleisten. Die dazu erfor-

derlichen Maßnahmen sind mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises abzustim-

men. 

• Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt und die Deutsche Bahn sowie der OOWV haben 

auf ihre Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung hingewiesen (s.o.).  

• Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie hat auf die Auswertungsmöglichkei-

ten im NIBIS Kartenserver zum Baugrund hingewiesen. 

Der NIBIS Kartenserver wurde ausgewertet. 

• Die Deutsche Telekom Technik GmbH und die EWE Netz GmbH haben Hinweise zur 

Ausbauplanung vorgebracht.  

• Das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

hat auf die Lage des Plangebiets innerhalb eines Kampfjettiefflugkorridors hingewiesen. 

Mit Lärm- und Abgasemissionen durch den militärischen Flugbetrieb sei zu rechnen. 

Der Hinweis wurde in der Begründung ergänzt. 

6 Inhalte der Planung 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Es ist städtebauliches Ziel, das Plangebiet städtebaulich aufzuwerten und das Plangebiet sowie 

die umgebenden Bereiche zu beleben. Dazu wird im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein 

Nutzungskatalog im Sinne eines Urbanen Gebietes festgesetzt, was u.a. aus den Ergebnissen 
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der städtebaulichen Untersuchung abgeleitet ist. In der städtebaulichen Untersuchung wurde 

die Festsetzung eines Urbanen Gebietes zur planungsrechtlichen Absicherung einer Nut-

zungsmischung aus Wohnen, Gewerbe, Gastronomie und Kultur empfohlen.  

Mit rein gewerblich, gastronomisch sowie kulturell und sozial genutzten Gebäude im Plange-

biet sind keine wirtschaftlich tragfähigen Lösungen zu erreichen. Daher ist die Wohnnutzung 

ein wichtiger Bestandteil der zukünftigen Gebäudenutzungen. Vor dem Hintergrund dieser 

Zielsetzungen für das Plangebiet und auch die angrenzenden Bereichen sind in Anlehnung an 

den § 6a BauNVO im Plangebiet bzw. im Urbanen Gebiet folgende Nutzungen zulässig: 

• Wohngebäude 

• Geschäfts- und Bürogebäude 

• Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Verkaufsfläche von 150 qm 

• Schank- und Speisewirtschaft, Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

• Sonstige Gewerbebetriebe 

• Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke 

Einzelhandelsbetriebe sind nur bis zu einer Größe von 150 qm Verkaufsfläche zulässig. Grö-

ßere Einzelhandelseinrichtungen sollen auf den zentralen Versorgungsbereich der Stadt fo-

kussiert bleiben und einem Bedeutungsverlust des zentralen Versorgungsbereichs damit vor-

gebeugt werden.  

In Anlehnung an das Urbane Gebiet sind die nach § 6a Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zuläs-

sigen Nutzungen gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO unzulässig. Davon ausgenommen ist Ladeinfra-

struktur für Elektromobilität im Sinne von Tankstellen gemäß § 6a Abs. 2 Nr. 2 BauNVO. Die 

ausnahmsweise zulässigen Nutzungen „Tankstellen“ würden dem städtebaulichen Ziel einer 

Aufwertung und Attraktivierung der Hafenstraße widersprechen, zumal nördlich der Hafen-

straße schon eine Tankstelle vorhanden ist. Der Ausschluss der Vergnügungsstätten dient dem 

Schutz von Kindern und Jugendlichen. Insbesondere wird auf die Gefährdung der Jugend im 

Sinne des Jugendschutzgesetzes, die Gefahr der übermäßigen Ausnutzung des Spieltriebs 

(Suchtgefährdung), soziale Probleme bei Häufigspielern und die Gefährdung der öffentlichen 

Sicherheit durch Umfeldkriminalität hingewiesen. Vergnügungsstätten sind in anderen Teilen 

der Stadt zulässig. 

Im Plangebiet des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 sind gemäß § 12 Abs. 3a 

BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 2 BauGB nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durch-

führung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. Abweichungen von 

diesen setzen die Änderung des Durchführungsvertrages oder den Abschluss eines neuen 

Durchführungsvertrages voraus. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO werden maximal zulässige Gebäudehöhen von 13,50 m 

über NHN festgesetzt. Zu messen ist mittig der Fassade und rechtwinklig zur Fahrbahn. Der 

obere Bezugspunkt für die Gebäudehöhe ist der oberste Punkt des Daches. Von der Höhen-

begrenzung ausgenommen sind untergeordnete Gebäudeteile im Sinne des § 5 Abs. 3 und 4 

NBauO bis zu einer Überschreitung von 1,0 m. Diese Höhenfestsetzung berücksichtigt den 

Bestand und ermöglicht bei dem Gebäude Hafenstraße Nr. 3 eine Aufstockung um ein Ge-

schoss.  
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Es sind drei Vollgeschosse festgesetzt. Dies übersteigt den Bestand in Teilen, verhindert aber 

mögliche bauordnungsrechtliche Probleme bei der Bewertung der Obergeschosse. Das städ-

tebauliche Bild ist durch den Denkmalschutz (auch Umgebungsschutz), die Höhenfestsetzun-

gen und das Instrument des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ausreichend geschützt.  

Es ist eine Grundflächenzahl von 0,8 festgesetzt. Dies entspricht dem Orientierungswert nach 

§ 17 BauNVO für Urbane Gebiete. Außerdem wird eine textliche Festsetzung getroffen, die 

eine Versieglung von 95 % der Flächen des Plangebietes ermöglicht. Im Bestand ist das Plan-

gebiet bereits fast vollständig versiegelt. Insofern ergibt sich der zulässige Versiegelungsgrad 

sowohl aus dem Bestand als auch aus der Planung. Die vorhandenen Gebäude sind auch aus 

Denkmalschutzgründen zu erhalten. Ein hoher Versiegelungsgrad ist daher zur Umsetzung der 

Planung erforderlich und auch in Anbetracht der Lage des Plangebietes im Siedlungszusam-

menhang vertretbar.  

6.3 Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen 

Die Stellplätze sind bereits im südöstlichen Plangebiet vorhanden. Diese Flächen sind als über-

baubare Flächen festgesetzt. Die Stellplätze dienen sowohl den geplanten Wohnungen als 

auch der Gewerbeeinheit. Nach der Niedersächsischen Bauordnung ist allerdings für Wohn-

nutzungen kein Stellplatznachweis mehr erforderlich.  

6.4 Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen 

Verkehrsbedingte Geräuschimmissionen  

Die gebietstypischen Orientierungswerte nach DIN 18005 Beiblatt 1:2023-07 für Geräusche 

aus öffentlichem Verkehr werden tags und nachts durch Schallimmissionen von dem benach-

barten Schienenverkehrsweg und angrenzenden Straßenverkehrsweg teilweise überschritten.  

Für das Plangebiet wurden nach DIN 4109-1:2018-1 Lärmpegelbereiche ermittelt. Innerhalb 

der festgesetzten Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkun-

gen i. S. d. BImSchG gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind bauliche Maßnahmen zur Umsetzung 

der Anforderungen an die bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’w ges der Außenbauteile 

schutzbedürftiger Räume gem. DIN 4109-1:2018-1 in Abhängigkeit der jeweiligen Raumart 

durchzuführen. Beim Neubau oder bei baulichen Veränderungen ist die Anforderung einzuhal-

ten.   

  

Die Anforderung an das bewertete Bau-Schalldämm-Maß R’w ges in dB ermittelt sich wie folgt: 

R’w ges = La - KRaumart 

La   maßgebliche Außenlärmpegel in dB(A) 

KRaumart = 25 dB  für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien; 

KRaumart = 30 dB  für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in    

  Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches; 

KRaumart = 35 dB  für Büroräume und Ähnliches; 

Mindestens einzuhalten sind: 

R’w ges = 35 dB  für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien; 

R’w ges = 30 dB  für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in    

  Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches; 

Der Nachweis über die Einhaltung ist nach DIN 4109-2:2018-01 Abschnitt 4.4 zu führen.  

Spalte 1 2 

Zeile Lärmpegelbereich „Maßgeblicher Außenlärmpegel“ 
  dB(A) 

3 III 65 

4 IV 70 
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Es ist zu berücksichtigen, dass der erforderliche hygienische Luftwechsel der schutzbedürfti-

gen Räume nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (z.B. schallgedämmte Lüf-

tungssysteme) sichergestellt ist und die Mindestanforderungen an die resultierende Schall-

dämmung der Außenbauteile durch die Lüftungseinrichtung nicht unterschritten wird. 

Geräuschimmissionen aus Gewerbe- und Hafengebieten 

Der gebietstypische Orientierungswert nach DIN 18005 Beiblatt 1:2023-07 bzw. der Immissi-

onsrichtwert nach TA Lärm wird nachts durch Schallimmissionen von den angrenzenden Ge-

werbe- und Hafengebieten teilweise überschritten.   

Für die in der Nebenzeichnung auf der Planzeichnung durch rote Linien für das Dachgeschoss 

gekennzeichneten Fassadenabschnitten sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB Vorkehrungen 

zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG durchzuführen. Entspre-

chende Vorkehrungen stellen sich wie folgt alternativ dar:  

- Keine Anordnung schutzbedürftiger Räume gem. DIN 4109-1:2018-1.  

- Anordnung schutzbedürftiger Räume gem. DIN 4109-1:2018-1, die in den im Planteil 

gekennzeichneten Fassaden keine öffenbaren Fensterelemente enthalten. Es ist zu be-

rücksichtigen, dass der erforderliche hygienische Luftwechsel der schutzbedürftigen 

Räume nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik sichergestellt ist (öffen-

bares Fenster auf der abgewandten Gebäudeseite, zentrale/ dezentrale schallge-

dämmte Lüftungsanlage. 

6.5 Sonstiges  

Im Plangebiet des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 sind gemäß § 12 Abs. 3a 

BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 2 BauGB nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durch-

führung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. Abweichungen von 

diesen setzen die Änderung des Durchführungsvertrages oder den Abschluss eines neuen 

Durchführungsvertrages voraus. 

Auf die Festsetzung einer Bauweise wird im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan verzichtet. 

Das Vorhaben ist durch den Lageplan auf dem Planteil ausreichend umschrieben. Bei der Neu-

errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen werden zum Teil abweichend von dem bau-

ordnungsrechtlichen Grenzabstand die seitlichen Grenzabstände der Vorgängerbauten aufge-

nommen. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Anforderun-

gen des Brandschutzes werden gesichert. 

7 Ergänzende Angaben 

7.1 Städtebauliche Übersichtsdaten 

Der Geltungsbereich weist insgesamt eine Größe von 1.800 m2 auf. 

7.2 Daten zum Verfahrensablauf 

Aufstellungsbeschluss im Verwaltungsausschuss 12.09.2024 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 15.11.2024 

Beschluss über den Entwurf und die Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Verwaltungsausschuss 

27.05.2025 
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Ortsübliche Bekanntmachung über die Beteiligung der  

Öffentlichkeit 

14.06.2025 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  16.06.2025 – 18.07.2025 

Satzungsbeschluss durch den Rat  11.09.2025 

 

Die Begründung ist dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90 beigefügt. 

Brake, den  

 

 
 

Der Bürgermeister 

 


